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felten auch viele andere, darunter auch Ver-
fassungsjuristen, an der Verfassungs- bzw. 
Gesetzmäßigkeit der Verordnung. Der Ver-
fassungsgerichtshof bestätigte die Gesetz- 
und Verfassungsmäßigkeit der Verordnung 
in weiten Teilen, was jedenfalls zur Rechts-
sicherheit in Österreich beigetragen hat.

Einen weiteren Schwerpunkt dieses Berich-
tes stellt auch die präventive Menschen-
rechtskontrolle der Kommission des Lan-
desvolksanwaltes dar. Es wird ein Überblick 
über die Arbeit der Kommission und die Prü-
fungen der letzten zwei Jahre geboten. Her-
vorzuheben ist, dass die geprüften Einrich-
tungen Anregungen und Empfehlungen 
der Kommission ernst genommen haben 
und entsprechende Maßnahmen eingelei-
tet und zum Teil bereits umgesetzt haben. 

Auch wird wieder über die Tätigkeit des Vor-
arlberger Monitoringausschusses berich-
tet, der die Aufgabe hat, die Umsetzung 
der UN-BRK über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen zu überwachen und 
eine barrierefreie Gesellschaft zu fördern.

Ich danke allen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern der Einrichtungen des Landes so-
wie der Gemeinden für die fundierte und 
kooperative Zusammenarbeit. Durch die-
ses Zusammenwirken konnten stets gute 
Lösungen für die Vorarlberger Bürge-
rinnen und Bürger erarbeitet werden. 

In diesem Sinne möchte ich allen Le-
serinnen und Lesern eine spannen-
de und interessante Lektüre wünschen.

Mag. Florian Bachmayr-Heyda 
Bregenz, im Mai 2018

Mit diesem Jahresbericht wird nicht nur 
die gesetzliche Verpflichtung gegenüber 
dem Vorarlberger Landtag erfüllt, son-
dern gleichzeitig auch die Bevölkerung 
über die Tätigkeiten des Landesvolksan-
walts im vergangenen Jahr informiert.

Durch die vielen Anfragen und Beschwer-
den von Bürgerinnen und Bürgern kön-
nen Probleme in der Verwaltung des Lan-
des oder der Gemeinden aufgezeigt, 
notwendige Änderungen vorgeschla-
gen und Lösungen gefunden werden.

Wie schon in den letzten Jahren lag der Ar-
beitsschwerpunkt besonders auf Fragestel-
lungen, die das Baurecht oder die Raumpla-
nung betrafen. In mehreren Fällen waren 
Bauwerke errichtet oder wurden neu bewil-
ligt, ohne dass die Flächen die entsprechen-
de Widmung aufgewiesen haben. Betroffen 
waren nicht kleine Bauwerke von Priva-
ten, sondern gewerblich genutzte Anlagen. 

Die Frage, wo, wie hoch und wie dicht man 
bauen darf, bewegt Bürgerinnen und Bür-
ger aus unterschiedlichen Gründen. Man-
che Bauwerber wollen in verdichteter Bau-
weise Bauwerke errichten (und folgen damit 
auch einem notwendigen Trend in der Raum-
planung), andere wollen sich gegen hohe 
Gebäude in der Nachbarschaft wehren.

Nach wie vor sind sozialrechtliche The-
men wie beispielsweise Mindestsiche-
rung oder Vergabe von Gemeindewohnun-
gen häufig Inhalte von Beschwerden. 

In diesem Zusammenhang ist auch die An-
fechtung der Mindestsicherungsverordnung 
vor dem Verfassungsgerichtshof zu erwäh-
nen. Neben persönlichen Bedenken zwei-
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Geschäftsanfall
Missstandsprüfungen
1.2

Unterschieden wird, ob der Beschwerde-
grund im Laufe des Verfahrens beseitigt 
wurde, ob kein Missstand festgestellt wer-
den konnte oder ob eine Beseitigung im Prü-
fungsverfahren nicht möglich war und so-
mit eine Missstandsfeststellung (mit einer 
entsprechenden Empfehlung zur Beseiti-
gung des Missstandes) erfolgte. Manche Be-
schwerden werden zuständigkeitshalber 
an die Volksanwaltschaft (VA) in Wien, die 
Gleichbehandlungsanwaltschaft oder an-
dere Ombudsstellen abgetreten. In der Re-
gel erfolgt die Abklärung der Zuständigkeit 
im Rahmen einer Beratung, sodass in die-
sen Fällen kein Missstandsfeststellungs-
verfahren eingeleitet wird und diese des-
halb in der untenstehenden Auflistung 
nicht aufscheinen. Von den 35 abgeschlos-
senen Missstandsprüfungen wurde in sie-
ben Fällen der Missstand behoben, in 14 
Fällen wurde die Prüfung ohne Ergebnis ein-
gestellt, in elf Fällen wurde kein und in drei 
Fällen wurde ein Missstand festgestellt.

Arbeitsanfall und Erledigungen
1.1

Im Jahr 2017 wurden insgesamt 855 Fälle be-
arbeitet. 72 Missstandsprüfungen stehen 751 
Beratungs- und Vermittlungsanfragen ge-
genüber. Die Zahlen zeigen, dass die Insti-
tution des LVAs weit mehr als eine Kontroll-
funktion ist. Oft kommen Bürgerinnen und 
Bürger wegen einer Beratung durch eine un-
abhängige Einrichtung vorbei oder um sich 
Informationen zu holen, wie sie das Han-
deln der Behörde beurteilen können. Vie-
le möchten sich absichern, ob das Vorge-
hen einer Behörde richtig ist oder nicht. 
Im Rahmen von Beratungen wird stets ver-
sucht, den Personen so zu helfen, damit sie 
ihre Anliegen bei den entsprechenden Stel-
len selbst vorbringen können. Das offizielle 
Einschreiten des LVAs wird auf jene Fälle be-
schränkt, in denen Bürgerinnen und Bürger 
selbst nichts erreichen konnten, dazu nicht 
in der Lage sind oder alle anderen Mög-
lichkeiten erschöpft waren. Das Finden ei-
ner Problemlösung ist dabei wichtiger als 
die formelle Feststellung eines Mangels.

Verfahren

2016 2017

Anfall offen Anfall erledigt offen

amtswegige Prüfungen 11 6 24 14 10

beantragte Prüfungen 49 21 48 35 13

Anregungen zur Gesetzgebung 4 3 12 12 0

Anregungen zur Verwaltung 17 6 19 19 0

Auskunft und Beratung 820 52 751 698 53

Verordnungsprüfungen 5 3 1 4 0

Gesamt 906 91 855 779 76
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Auskunft und Beratungen von 1. Jänner 2017 bis 31. Dezember 
2017 nach Rechtsgebieten, geordnet nach dem RIS-Index 
des Kodex Landesrecht (Mehrfachnennungen möglich)

0
Verfassung, Organisation der Landes- und 
Gemeindeverwaltung und der Landesverwaltungs-
gerichtsbarkeit, Wahlen

0 Landesverfassung 4

1 Landessymbole, Landesehrenzeichen 0

2 Landtag 0

3
Kundmachungsvorschriften, Rechts-
bereinigung, Rechtsüberleitung

0

4 Organisation der Landesverwaltung 2

5 Organisation der Gemeindeverwaltung 14

6 Verwaltungsgerichtsbarkeit 2

7 Wahlen, Volksabstimmungen 2

9 Sonstiges 4

Gesamtanzahl 29

1 Dienstrecht

10
Dienst- und Personalvertretungs-
recht sowie Dienstnehmerschutz der Lan-
des- und Gemeindebediensteten

5

11
Dienst- und Personalvertretungs-
recht der Gemeindebediensteten

3

12
Dienst- und Personalvertretungs-
recht der Landeslehrer

1

Gesamtanzahl 9

2 Innere Verwaltung

20 Sicherheitspolizei 12

21 Veranstaltungswesen 1

22 Sammlungswesen 0

23 Sittenpolizei 1

25 Hilfs- und Rettungswesen 0

26 Staatsbürgerschafts- und Personenstandswesen 2

27 Stiftungs- und Fondswesen 0

29 Sonstiges 1

Gesamtanzahl 17

3 Kultur

30 Schulwesen 6

31 Kindergartenwesen 4

32 Kulturförderung 2

Gesamtanzahl 12

Aufteilung der Fälle
nach Sachgebieten 
1.3

Beratungen und Prüfungen werden nach 
Rechtsmaterien und Sachgebieten erfasst 
und ausgewertet. Seit Jänner 2016 werden 
die Fälle nach dem RIS-Index des Kodex Lan-
desrecht geordnet, sodass ein direkter Ver-
gleich mit den Vorjahren, bei denen Bundes- 
und Landesmaterien zum Teil nicht getrennt 
wurden, nicht uneingeschränkt möglich ist. 
Fälle, die mehrere Sachgebiete berühren, 
sind auch dementsprechend mehrfach ge-
zählt. So betreffen beispielsweise Beratun-
gen in der Statistik hinsichtlich Bauvorhaben 
auch vielfach die damit verbundene (Um-)
Widmung der Liegenschaft, weshalb in sol-
chen Fällen sowohl das BauG als auch das 
RPG statistisch erfasst werden. Anfragen 
und Beschwerden im Baurecht und Raum-
planungsrecht sind seit Jahren die häufigs-
ten Gründe für Anfragen. Weitere Schwer-
punkte bilden die Mindestsicherung und die 
Vergabe von Gemeindewohnungen (Privat-
rechtsverwaltung der Gemeinden). Zum bes-
seren Verständnis der konkreten Bürgeran-
liegen erfolgt im nachfolgenden Kapitel eine 
detaillierte Aufschlüsselung der häufigs-
ten Sachgebiete und Arbeitsschwerpunkte.

Geschäftsanfall
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4 Finanzrecht, Wohnbauförderung und Vergaberecht

40 Abgabenrecht 18

41 Haushaltsrecht und Vermögensverwaltung 0

42 Wohnbauförderung 4

43 Vergaberecht 5

Gesamtanzahl 27

5 Gesundheit und Soziales

50 Gesundheitswesen 20

51 Sozialwesen 89

52 Integrationshilfe 12

53 Familie, Jugend und Frauen 21

54 Sport 0

55 Sozialberufe 0

59 Sonstiges 3

Gesamtanzahl 145

6 Natur- und Umweltschutz

60 Natur- und Landschaftsschutz 12

62 Luftreinhaltung 0

63 Abfall 1

64 Kanalisation 17

65 Klärschlamm 0

Gesamtanzahl 30

7 Land- und Forstwirtschaft

70 Landwirtschaft 6

71 Forstwesen 4

72 Jagd und Fischerei 4

73 Veterinärwesen 0

74 Bodenreform 2

75 Grundverkehr 6

76 Land- und Forstarbeitsrecht 0

77 Landwirtschaftskammer 0

Gesamtanzahl 22

8 Wirtschaft

80 Elektrizität 0

81 Gas 0

82 Wasser 8

83 Tourismus 1

84 Gewerbe 3

Gesamtanzahl 12

9 Raumplanung, Baurecht und Verkehr

90 Raumplanung 72

91 Baurecht 103

92 Verkehr 27

Gesamtanzahl 202

A Privatwirtschaftsverwaltung

A0 Privatwirtschaftsverwaltung des Landes 11

A1 Privatwirtschaftsverwaltung der Gemeinden 37

Gesamtanzahl 48

B Art 11 B-VG

B0 Staatsbürgerschaft 4

B1 Berufliche Vertretungen 0

B2 Volkswohnungswesen 0

B3 Straßenpolizei 20

B4 Assanierung 0

B5 Binnenschifffahrt 0

B6 Umweltverträglichkeitsprüfung 2

B7 Tierschutz 6

Gesamtanzahl 32

C Bundeskompetenz (Unzuständigkeit)

C0 Strafrecht

331
C1 Zivilrecht

C2 Verwaltungsrecht

C3 Privatwirtschaftsverwaltung Bund

Gesamtanzahl 331

Gesamtsumme 916
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Arbeitsschwerpunkte 
und Anliegen Baugesetz

2.1

Ein Schwerpunkt war – wie auch in den 
letzten Jahren – die Anwendung des Bau-
gesetzes; in diesem Rechtsbereich sind 
die Fälle von zuletzt 117 auf 103 gesun-
ken. Meist handelte es sich dabei um 
Fragen in Zusammenhang mit der ge-
planten Errichtung von eigenen Bauwer-
ken oder Bauwerken von Nachbarn. 

LVAV-12/amP-19/2017

Abrissbewilligung für „Villa Freudeck“,
mangelhafte Gutachten
Die Villa Freudeck ist Teil des Georg-Bau-
meister-Viertels in Bregenz, dem fünf wei-
tere Villen, alle Werke des über Vorarlberg 
hinaus bekannten Architekten Georg Bau-
meister, angehören. Die Villen wurden al-
lesamt zwischen 1892 und 1906 erbaut. Am 
Standort der Villa ist nun die Errichtung ei-
ner Wohnanlage mit sieben Wohnungen und 
vier Geschossen geplant. Der Baukörper wird 
ca. 14 m hoch und hat eine Grundfläche von 
23,3 x 13,7 m, die Fassade ist aus rotem Back-
stein. Die Villa Freudeck steht auf einer ca. 
halb so großen Grundfläche von 10,4 x 11,5 
m. In Zusammenhang mit dem beabsichtig-
ten Abbruch der Villa Freudeck im Baumeis-
terviertel in der Ölrainstraße in Bregenz, der 
mit Bescheid des Bürgermeisters der Lan-
deshauptstadt Bregenz vom 09.11.2016 frei-
gegeben wurde, wurde ein amtswegiges 
Prüfungsverfahren durchgeführt. Zur Beur-
teilung der Frage, ob der Abbruch der Vil-
la Freudeck die erhaltenswerte Charakteris-
tik des Orts- oder Landschaftsteiles, dem die 
Villa zuzuordnen ist, erheblich beeinträch-
tigt (§ 17 Abs 3 BauG), hat die Stadt Bregenz 
zwei Amtssachverständigengutachten ein-
geholt, die nach Ansicht des Landesvolksan-
walts beide mangelhaft und ausgesprochen 
kurz gehalten sind. Beispielsweise wird in ei-
nem der zwei Gutachten ausgeführt: „(…), so-
dass von einem durchaus schützenswerten 
Ortsbild auszugehen ist (…). Ein Ensemb-
leschutz liegt für das betroffene Quartier 
ebenfalls nicht vor, wenngleich die Inten-
tionen des Räumlichen Entwicklungskon-
zeptes dafür sprechen würden. In diesem 
Zusammenhang ist der Abbruch aus bauhis-
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1985 2017

Sonstige

Beratung

Prüfungen

Langfristiger Vergleich
1.4

Seit Bestehen der Landesvolksanwaltschaft 
(30.10.1985) sind insgesamt 18.989 
Fälle bearbeitet worden, davon 4.255 
Prüfungen und 13.783 Beratungen. Neben 
den zahlenmäßig relativ konstanten 
Prüfungen zeigt der starke Anstieg 
der Beratungen die zunehmende 
Inanspruchnahme der Landesvolksanwälte 
als Auskunfts- und Vermittlungspersonen 
zwischen Bevölkerung und Behörden. 

Jahr Prüfungen Beratungen Sonstige Summe

1985 21 13 2 36

1986 268 229 62 559

1987 143 209 51 403

1988 116 235 54 405

1989 197 251 42 490

1990 144 242 34 420

1991 109 246 29 384

1992 134 223 24 381

1993 119 311 10 440

1994 134 302 19 455

1995 129 278 20 427

1996 127 340 23 490

1997 98 414 33 545

1998 138 613 32 783

1999 154 486 24 664

2000 124 585 41 750

2001 126 644 32 802

2002 161 635 20 816

2003 156 579 37 772

2004 155 553 27 735

2005 166 590 27 783

2006 185 488 30 703

2007 209 400 22 631

2008 200 476 51 727

2009 127 470 23 620

2010 122 490 30 642

2011 104 500 17 621

2012 100 554 20 674

2013 86 530 26 642

2014 73 536 19 629

2015 70 541 38 649

2016 60 820 32 912

2017 72 751 31 907

Gesamt 4.357 14.534 982 19.873
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torischer und stadtplanerischer Sicht zu be-
dauern. Er führt zu einem Verlust in der Iden-
tität und Unverwechselbarkeit innerhalb des 
Quartiers. Die Charakteristik des betroffe-
nen Stadtteils wird durch den Abbruch der 
Villa aber nicht in dem Maße beeinträchtigt, 
um von einer erheblichen Störung des Orts- 
und Landschaftsbildes auszugehen.“ Kriti-
siert wird insbesondere, dass in der Begrün-
dung des Abbruchbescheides vom 09.11.2016 
auf die zwei mangelhaft begründeten Sach-
verständigengutachten verwiesen und an-
gegeben wird, dass die erhaltenswerte Cha-
rakteristik des Orts- oder Landschaftsteiles, 
dem das Bauwerk zuzuordnen ist, nicht er-
heblich beeinträchtigt wird. Eine rechtliche 
Prüfung und weitere Begründung fand nicht 
statt. Nach Ansicht des Landesvolksanwalts 
entsprechen beide Gutachten nicht den vom 
VwGH festgelegten Erfordernissen. Wenn 
eine Behörde ein Gutachten für mangel-
haft hält, so darf sie es ihrer Entscheidung 
nicht zugrunde legen, sondern hat vielmehr 
die Mängel durch die Einholung ergänzen-
der oder neuer gutachterlicher Äußerungen 
zu beseitigen (vgl. etwa VwGH 29.01.1990, 
Zl. 88/15/ 0068). Da die Freigabe des Ab-
bruchs der Villa Freudeck nach Ansicht des 
Landesvolksanwalts mangelhaft begrün-
det und die Einholung ergänzender Stellung-
nahmen der Sachverständigen in diesem 
Fall erforderlich schien, wurde die Empfeh-
lung ausgesprochen, die Nachvollziehbar-
keit und Schlüssigkeit eingeholter Gutach-
ten sorgfältig zu prüfen und gegebenenfalls 
zur Klärung offener Fragen eine ergänzende 
Stellungnahme des Sachverständigen einzu-
holen. Gerade bei Fällen wie solchen der Vil-
la Freudeck, die auch das Interesse der Öf-
fentlichkeit wecken, wertvolles Kulturgut 
unwiederbringlich zerstört oder Ortsbilder 
signifikant verändert werden, ist eine ge-
naue Prüfung durch die Behörde unabding-
bar. Dies gilt auch vor dem Hintergrund, da 
Nachbarn beim Abbruch von Gebäuden keine 
Parteistellung und kein Anhörungsrecht ha-
ben. Im Rahmen des Schriftverkehrs mit der 
Landeshauptstadt Bregenz teilte diese mit, 
dass die Bauabteilung der Stadt ein Inventar 
von schützenswerten Gebäuden bzw. Orts-
teilen erstellen werde. In diesem Zusammen-

hang wurden auch zwei Anregungen eines 
Bürgers an die Gesetzgebung weitergeleitet.

LVAV-12/aMP-16 bis 18/2017

Gut Bozenau & Campingplatz 
Bregenzerache in Doren
Aufgrund der immer wieder geäußerten 
Kritik am Gut Bozenau und den 
Beschwerden einiger Personen leitete 
der Landesvolksanwalt ein amtswegiges 
Prüfungsverfahren ein. Gegenstand der 
Prüfung waren behauptete Missstände 
auf dem Campingplatz Bregenzerache 
in Doren sowie die Zuverlässigkeit des 
Betreibers, das Vorhandensein nicht 
bewilligter Bauwerke, die Qualifizierung 
des Guts Bozenau als private Tierhaltung 
und die Prüfung des Vorliegens bestimmter 
Verwaltungsstrafen. Der Landesvolksanwalt 
leitete das Beschwerdevorbringen 
mit der Bitte um Prüfung an die 
Bezirkshauptmannschaft weiter. Aufgrund 
der Missstände auf dem Campingplatz 
schrieb die Bezirkshauptmannschaft 
Bregenz dem Campingplatzinhaber nach 
Durchführung von Kontrollen erforderliche 
Maßnahmen in Bezug auf den Betrieb 
des Campingplatzes vor. Die Einhaltung 
der Maßnahmen wird kontrolliert. Vom 
Landesvolksanwalt wurde zudem die 
Prüfung der Verlässlichkeit zum Betrieb des 
Campingplatzes durch den Inhaber angeregt 
und ersucht, über das Ergebnis zu berichten.
Da es beim Campingplatz inzwischen zu 
einem Betreiberwechsel kam, sind die 
diesbezüglich erforderlichen Maßnahmen 
hinfällig. In Bezug auf das Vorliegen einer 
„privaten Tierhaltung“ beim Gut Bozenau 
wird seitens des Landesvolksanwalts in 
Kritik gezogen, dass bei Errichtung des Guts 
Bozenau in Doren keine nähere Prüfung 
dahingehend stattfand, ob es sich nicht 
tatsächlich um einen Gnadenhof im Sinne 
des Tierschutzgesetzes (TSchG) anstatt 
um eine (nicht bewilligungspflichtige) 
private Tierhaltung handelte. Ansonsten 
konnten keine Missstände festgestellt 
werden. Das Vorgehen der Behörden 
war rechtmäßig. In einer Stellungnahme 
der Bezirkshauptmannschaft Bregenz 
vom Dezember 2017 wurde mitgeteilt, 
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zwei Gutachten wurde schließlich die Auf-
fassung des Landesvolksanwaltes bestä-
tigt, dass es sich bei den wahrgenomme-
nen Anlagen um bauliche Anlagen handelt, 
die im Bereich der Standplätze nicht errich-
tet werden dürfen. Die Gutachten wurden 
an die zuständige Bezirkshauptmannschaft 
weitergeleitet und diese aufgefordert, 
ihre weiteren Veranlassungen bekannt 
zu geben. Dem Vernehmen nach wur-
de durch die Bezirkshauptmannschaft be-
reits eine behördliche Prüfung anberaumt.

Raumplanungsgesetz
2.3

Im Bereich Raumplanung ist – mit 72 Fäl-
len gegenüber dem Vorjahr mit 64 Fällen – 
ein leichter Anstieg zu verzeichnen. Meist 
betrafen die Fälle Umwidmungen von Lie-
genschaften, Umlegungsverfahren so-
wie die Betriebsnotwendigkeit einer Bau-
führung auf landwirtschaftlichen Flächen.

LVAV-12/aMP-20/2017

Erteilung einer Ausnahme vom 
Bebauungsplan trotz Überschreitung
der Baunutzungszahl 
Eine Immobilienverwaltungsgesellschaft 
beabsichtigte in Göfis die Errichtung eines 
Mehrwohnungsgebäudes mit 20 Wohnein-
heiten samt Tiefgarage. Da eine Überschrei-
tung der festgelegten Baunutzungszahl 
(BNZ 87,2 statt 40) geplant war, wurde eine 
Ausnahme von der Verordnung der Gemein-
devertretung über die Festsetzung des Ma-
ßes der baulichen Nutzung aus dem Jahr 
2013 beantragt. Wie mehrere Nachbarn er-
achtete auch der Landesvolksanwalt eine 
solch massive Überschreitung der festge-
legten Baunutzungszahl als durchaus auf-
klärungsbedürftig, weshalb die Gemeinde 
ersucht wurde, die bisherigen Ergebnis-
se der behördlichen Ermittlungsverfahren 
bekannt zu geben. Insbesondere wurde je-
nes Sachverständigengutachten gemäß § 35 
Abs 2 RPG angefragt, in dem die Vereinbar-
keit des Vorhabens mit den Zielen der von 
den Ausnahmen betroffenen Verordnungen, 
den Zielen des Raumplanungsgesetzes, ei-
nem Landesraumplan und dem räumlichen 
Entwicklungskonzept beurteilt wurden.

dass aufgrund der Ausführungen 
des Landesvolksanwalts die Frage 
der Betriebsqualifikation von Gut 
Bozenau gegenwärtig bei der 
Bezirkshauptmannschaft geprüft werde. 
Als Ergebnis wurde mitgeteilt, dass ein 
Gnadenhof im Sinne des TSchG nicht vorliege. 
Die Situation wird weiterhin beobachtet.

Campingplatzgesetz
2.2

LVAV-12/aMP-13/2017

Gesetzeswidrige bauliche Anlagen auf 
dem Gelände eines Campingplatzes
Das Vorbringen einer Bürgerinitiative hat 
der Landesvolksanwalt zum Anlass ge-
nommen, das Betriebsgelände des bean-
standeten Campingplatzes in Augenschein 
zu nehmen. Dabei konnten – nach laien-
hafter Auffassung des Landesvolksanwal-
tes – bauliche Anlagen wie feste Anbau-
ten, Unterbauten und Einfriedungen im 
Bereich der Standplätze des Campingplat-
zes in ganz erheblicher Zahl festgestellt 
werden. Insbesondere waren dies terras-
senartige Konstruktionen und Dächer, wel-
che die Wohnwagen und Vorzelte vor widri-
gen Witterungseinflüssen schützen sollen, 
aber auch Zäune und Masten, auf denen An-
tennen montiert sind. Der Landesvolksan-
walt hegte starke Zweifel daran, ob diese 
Anlagen, insbesondere die sog. Komplett-
überdachungen von Wohnwagen und Vor-
zelte, mit § 9 Abs 1 Gesetz über die Errich-
tung und den Betrieb von Campingplätzen 
(Campingplatzgesetz) vereinbar sind. Da-
nach dürfen bauliche Anlagen im Zusam-
menhang mit Zelten oder Wohnwagen auf 
den Standplätzen nicht errichtet werden. In 
zwei Stellungnahmen der zuständigen Be-
zirkshauptmannschaft wurde die Ansicht 
vertreten, es würden alle baulichen Verän-
derungen im Bereich der Standplätze im 
Einklang mit den gesetzlichen Bestimmun-
gen stehen. Die begründenden Ausführun-
gen konnten den Landesvolksanwalt je-
doch nicht überzeugen, weshalb das Amt 
der Vorarlberger Landesregierung um fach-
liche Äußerung der hochbautechnischen 
Amtssachverständigen ersucht wurde. In 
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LVAV-13/AnVe-14/2017

Baubewilligungen für Reitsport-
verein trotz widersprechendem 
Flächenwidmungsplan
Ein Bürger, dessen Bauantrag mangels Vor-
liegen von raumplanungsrechtlichen Vor-
aussetzungen abgewiesen wurde, brachte 
vor, dass in der Umgebung seines Baugrund-
stückes ein Pferdestall, ein Lokal und der 
Reitplatz eines Pferdesportvereins errichtet 
worden seien. Es müsse bezweifelt werden, 
dass die raumplanungsrechtlichen Voraus-
setzungen gegeben seien. Mit der Verpflich-
tung der Gemeinde zur Gleichbehandlung 
sei dieser Umstand nicht zu vereinbaren. 
Im Bemühen, das Verwaltungshandeln für 
den Bürger nachvollziehbar zu machen und 
in der Annahme, sämtliche Bewilligungs-
verfahren seien korrekt geführt worden, 
hat der Landesvolksanwalt die Gemein-
de ersucht, die betreffenden Verwaltungs-
akten zur Einsichtnahme zu übermitteln. 
Nach Durchsicht der übermittelten Akten 
musste jedoch festgestellt werden, dass 
die vom Bürgermeister erteilten Baube-
willigungen für die Errichtung eines Pfer-
destalls und eines Vereinslokals offenbar 
dem Flächenwidmungsplan widersprechen. 
Eine Teilfläche des Baugrundstücks für den 
Pferdestall weist zwar eine Widmung als 
Freifläche Sondergebiet Pferdehaltung auf, 
der Stall wurde jedoch – wie geplant und 
bewilligt – ganz überwiegend nicht auf die-
ser Teilfläche errichtet. Vielmehr liegt das 
Stallgebäude mehrheitlich in einer mittler-
weile als Freifläche Freihaltegebiet (Blaue 
Zone) ausgewiesenen Fläche, die zuvor als 
Freifläche Landwirtschaftsgebiet gewid-
met war. Eine landwirtschaftliche Betriebs-
notwendigkeit wurde im Bauverfahren unter 
Hinweis auf die Widmung als Sonderflä-
che Pferdehaltung nicht geprüft. Zum ande-
ren wurde bis zum Jahr 2014 aufgrund eines 
Hochwasserschutzprojektes das bestehen-
de Vereinslokal eines Reitsportvereins ab-
gebrochen. Im Jahr 2015 wurde vom Bür-
germeister die Baubewilligung für dessen 
Wiedererrichtung erteilt. Zwischenzeitlich 
erfolgte eine dahingehende Änderung des 
Flächenwidmungsplanes, als das Baugrund-
stück als Freifläche Freihaltegebiet (Blaue 

Eine Antwort der Gemeinde Göfis gab im 
Wesentlichen die Begründung der zwischen-
zeitlich erfolgten Beschlussfassung der Ge-
meindevertretung über die Bewilligung der 
beantragten Ausnahme wieder. Das ange-
fragte Sachverständigengutachten wurde 
nicht übermittelt. Gemeinden sind verpflich-
tet, dem Landesvolksanwalt auf Verlangen 
Auskunft zu erteilen. Die Gemeinde Göfis ist 
diesem Verlangen nicht nachgekommen, 
weshalb der Landesvolksanwalt Grund zur 
Annahme hatte, dass von der Gemeindever-
tretung Göfis kein Gutachten zur Frage ein-
geholt wurde, ob die Kriterien des § 35 Abs 
2 RPG einer Ausnahmebewilligung als Er-
messensentscheidung entgegenstehen. Es 
war der Gemeindevertretung damit unmög-
lich, in schlüssiger und nachvollziehbarer 
Weise darzulegen, warum nach ihrer Auf-
fassung diese – und keine andere – Ermes-
sensübung rechtlich geboten und dem Sinn 
des Gesetzes entsprechend war. Die Bewilli-
gung einer Ausnahme war damit mit Nichtig-
keit bedroht. Der Landesvolksanwalt hatte 
in weiterer Folge die aufsichtsbehördliche 
Prüfung der Ausnahmebewilligung durch 
die Bezirkshauptmannschaft Feldkirch an-
geregt. Diese hat die Meinung des Landes-
volksanwaltes bestätigt und der Gemein-
de die Einholung eines Gutachtens sowie die 
neuerliche Beschlussfassung aufgetragen. 
Weder im nachfolgend eingeholten Gutach-
ten noch anlässlich der erneuten Beschluss-
fassung über die Ausnahmebewilligung er-
folgte jedoch eine Auseinandersetzung mit 
dem Umstand, dass die Gemeinde im Jahr 
2012 Leitlinien für die bauliche Entwicklung 
beschlossen hatte, die ein beschränktes 
Überschreiten des festgesetzten Maßes der 
baulichen Nutzung bei Erfüllung bestimmter 
Bonuskriterien ermöglichen sollte. Die Leit-
linien sehen für den Standort des Projektes 
jedoch eine maximale Baunutzungszahl von 
60 vor. Auch diese Zahl wird erheblich über-
schritten. Wiederum hat der Landesvolks-
anwalt seine Bedenken dargelegt und die 
Bezirkshauptmannschaft Feldkirch um auf-
sichtsbehördliche Prüfung ersucht. Kürzlich 
wurde von der BH Feldkirch berichtet, dass 
der Bescheid über die Erteilung der Aus-
nahmegenehmigung aufgehoben wurde. 
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und zwei Hochregallagern errichten will. Die 
Hauptabmessungen des Betriebsgebäudes 
betragen rund 180 x 90 m; das Gebäude ist 
im Bereich der Hochregallager ca. 35 m, an-
sonsten etwa 19 bzw. 25 m hoch. Nicht nur 
die Nachbarn zeigten sich von den enormen 
Abmessungen des Hochregallagers scho-
ckiert. Auch der Sachverständige für Raum-
planung und Baugestaltung des Amtes der 
Vorarlberger Landesregierung äußerte er-
hebliche Bedenken im Hinblick auf die In-
teressen zum Schutz des Orts- und Land-
schaftsbildes: Das Hochregallager gefährde 
aufgrund der Größenordnung den Land-
schaftsraum mit seinen Blickbeziehungen 
zur umgebenden Bergwelt und wird als stö-
rende Dominanz wahrgenommen. Neben 
der beratenden Tätigkeit, wie die Verfah-
rensrechte von der Bürgerin genutzt wer-
den können, hat der Landesvolksanwalt 
zum einen die Landesregierung um Mittei-
lung ersucht, ob die Möglichkeit aufgegrif-
fen wird, gegen die Baubewilligung nach 
§ 50a Abs 2 Baugesetz Beschwerde beim 
Landesverwaltungsgericht wegen Verlet-
zung der Bestimmungen über den Schutz 
des Orts- und Landschaftsbildes zu erhe-
ben. Immerhin hatte der eigene Sachver-
ständige seine ablehnende Haltung sehr 
deutlich zum Ausdruck gebracht. Zum an-
deren wurde bei der zuständigen Bezirks-
hauptmannschaft angeregt, den Umstand 
aufsichtsbehördlich zu prüfen, dass eine 
Feuerwehrumfahrung in Form eines Schot-
terrasens in einem als Freifläche Freihal-
tegebiet ausgewiesenen Bereich des Bau-
grundstückes errichtet werden soll. Schon 
im Bauverfahren wurde von Sachverständi-
gen darauf hingewiesen, dass eine Feuer-
wehrzufahrt nicht in der Widmungskategorie 
Freifläche Freihaltegebiet errichtet werden 
darf. Trotz der geäußerten Bedenken wur-
de von der Baubehörde eine entsprechen-
de Bewilligung erteilt. Auch nach Ansicht 
des Landesvolksanwaltes ist ein wesentli-
ches Maß an bautechnischen Kenntnissen 
erforderlich, um die vorgesehene Fläche für 
die benutzenden Einsatzfahrzeuge entspre-
chend standsicher zu befestigen, weshalb 
von einer baulichen Anlage auszugehen 
ist. Da die Herstellung von jedweden Anla-

Zone) ausgewiesen werden musste, weshalb 
ein Wiederaufbau nur unter den Vorausset-
zungen der Bestandsregelung des § 58 RPG 
erfolgen konnte. Das Vorhaben des Reits-
portvereins entspricht jedoch in keinster 
Weise dem, was der VwGH unter einem Wie-
deraufbau versteht: Das wiederaufgebaute 
Gebäude hat zwar keine ganz exakte Kopie 
des früheren Gebäudes, aber weitgehend 
ähnlich zu sein. Das wiederaufgebaute Ver-
einslokal soll nicht annähernd an der glei-
chen Stelle ausgeführt werden, es weist eine 
etwa doppelt so große überbaute Fläche 
auf und hat in seiner baulichen Gestaltung 
keinen Bezug zum abgebrochenen Gebäu-
de. Da die Voraussetzungen der Bestands-
regel nicht erfüllt waren, hätte der Bauan-
trag abgewiesen werden müssen. Auch in 
diesen Fällen hat der Landesvolksanwalt 
bei der Aufsichtsbehörde angeregt, die Ver-
einbarkeit der Baubewilligungen mit dem 
Flächenwidmungsplan zu prüfen und die 
Bescheide gegebenenfalls als nichtig auf-
zuheben. Die Beurteilung des Landesvolks-
anwaltes wurde von der Aufsichtsbehörde 
ohne Einschränkung geteilt. Die Gemeinde 
wurde aufgefordert, sich zu den aufgezeig-
ten, mühevollen und keineswegs sicheren 
Möglichkeiten einer rechtlichen Sanierung 
ausführlich zu äußern. Bislang ist noch kei-
ne Stellungnahme der Gemeinde Altach 
beim Landesvolksanwalt oder der Aufsichts-
behörde eingelangt. Die Aufsichtsbehör-
de informierte aber, dass die Gemeinde Al-
tach für den 28.05.2018 eine Besprechung 
mit der Abteilung Raumplanung und Bau-
recht im Amt der Landesregierung bzgl. der 
weiteren Vorgehensweise vereinbart habe. 

LVAV-10/AuBe-408/2017 und LVAV-13/AnVe-16/2017

Erteilung der Baubewilligung für 
ein Großprojekt trotz fehlender
Flächenwidmung und zweifelhafter
Ortsbildverträglichkeit 
Eine Bürgerin wandte sich an den Lan-
desvolksanwalt, da ein Vorarlberger In-
dustrieunternehmen unmittelbar an ihr 
Grundstück angrenzend ein Zentrallager, 
bestehend aus einem Verwaltungsgebäude, 
einem Lagergebäude mit Warenumschlag-
halle, Montage- und Produktionsflächen 

Seite 15



wohl er dies nicht als seine Aufgabe ansah. 
Verständlicherweise hat der Vertragsent-
wurf in Hinblick auf die Bebauungsfrist und 
Sicherungsmittel den Vorstellungen des Be-
schwerdeführers entsprochen. In einer ihrer 
Sitzungen hat die Gemeindevertretung den 
vorgelegten Raumplanungsvertrag disku-
tiert und ist zum Entschluss gekommen, dass 
der Vertragsentwurf wegen der mangelnden 
Berücksichtigung der von der Gemeinde ver-
folgten Raumplanungsziele nicht gewünscht 
ist. Aus diesem Grund wurde die Entschei-
dung über die angeregte Änderung des Flä-
chenwidmungsplanes bis zur Vorlage von 
„entsprechenden Rahmenbedingungen zum 
Raumplanungsvertrag“ durch den Beschwer-
deführer vertagt. In einem ersten Schreiben 
an die Gemeinde hat der Landesvolksanwalt 
dahingehend Bedenken geäußert, dass es 
Aufgabe der Gemeinde sein müsse, die we-
sentlichen Inhalte eines Raumplanungsver-
trages durch einen Grundsatzbeschluss der 
Gemeindevertretung festzulegen. Schließlich 
diene ein Raumplanungsvertrag dazu, die 
Raumplanungsziele der Gemeinde sicherzu-
stellen. Das Vorgehen der Gemeinde hat den 
Eindruck erweckt, als wollte die Gemeinde 
eigene Aufgaben auf den Beschwerdeführer 
abwälzen. In einer Stellungnahme ortet der 
Bürgermeister ein Missverständnis seitens 
des Landesvolksanwaltes. Es sei beabsichtigt 
gewesen, dem Beschwerdeführer den Ab-
schluss eines individuellen Raumplanungs-
vertrages zu ermöglichen, da die Gemeinde 
noch kein Vertragsmuster für die allgemei-
ne Verwendung erarbeitet habe. Dieses Vor-
gehen stelle letztlich einen Vorteil für den 
Beschwerdeführer dar. Der Ansicht des Bür-
germeisters konnte der Landesvolksanwalt 
nicht folgen: Es ist die Gemeinde, die zur Si-
cherstellung ihrer eigenen Raumplanungs-
zielen eine privatrechtliche Vereinbarung ab-
schließen will. Ein Raumplanungsvertrag 
schränkt die freie Nutzung eines Grund-
stücks ein und liegt damit naturgemäß nur 
bedingt im Interesse des Beschwerdeführers. 
Die Gemeinde hat daher einen entsprechen-
den Vertragsentwurf vorzulegen. Ansonsten 
muss die Gemeinde die angeregte Änderung 
des Flächenwidmungsplanes im Rahmen ih-
rer hoheitlichen Befugnisse auf Grundla-

gen im Freihaltegebiet unzulässig ist, ist der 
Baubescheid mit Nichtigkeit bedroht. Die 
Möglichkeit einer Beschwerde an das Lan-
desverwaltungsgericht wollte die Landesre-
gierung nicht wahrnehmen und hat auf eine 
positive Begutachtung des Sachverständi-
gen der bescheiderlassenden Behörde hin-
gewiesen. In einem Verfahren nach dem 
Gesetz über Naturschutz und Landschafts-
entwicklung habe die Bezirkshauptmann-
schaft überdies eine Interessenabwägung 
durchgeführt. Dem Interesse am Ausbau und 
Erhalt des Wirtschaftsstandortes sowie ei-
ner flächensparenden Bauweise wurde ein 
höherer Stellenwert als der Beeinträchti-
gung des Landschaftsbildes beigemessen. 
Hinsichtlich der Feuerwehrumfahrung be-
stätigt die Bezirkshauptmannschaft die An-
sicht des Landesvolksanwaltes, es hand-
le sich hierbei um ein Bauwerk, das mit der 
Flächenwidmung in Widerspruch stehe. Eine 
Aufhebung des Baubescheides komme al-
lerdings nicht in Frage, da zwischenzeitlich 
aufgrund einer Beschwerde von Nachbarn 
ein Erkenntnis des Landesverwaltungsge-
richtes an die Stelle des Bescheides getre-
ten sei. Die Aufsichtsbehörde ist nicht be-
fugt, gerichtliche Erkenntnisse aufzuheben. 
Derzeit sind eine Beschwerde beim Verfas-
sungsgerichtshof und eine außerordent-
liche Revision beim Verwaltungsgerichts-
hof anhängig. Im Ergebnis ist festzuhalten, 
dass die Bezirkshauptmannschaft und die 
Landesregierung ihre gesetzlichen Mög-
lichkeiten nicht genutzt haben, um eine 
rechtswidrige Bauführung zu verhindern.

LVAV-11/bMP-41/2017

Ablehnung eines Raumplanungsver-
trags in der Gemeindevertretung
Der Bürgermeister der Gemeinde Bizau hat-
te den Beschwerdeführer aufgefordert, zur 
Umsetzung der von ihm angeregten Ände-
rung des Flächenwidmungsplanes einen 
Raumplanungsvertrag auszuarbeiten. Er hat-
te ihm hierfür einen vom Land Vorarlberg 
ausgearbeiteten Mustervertrag und die Be-
bauungsrichtlinien der Gemeinde ausgehän-
digt. Um die Sache voranzutreiben, hat der 
Beschwerdeführer letztlich den Entwurf ei-
nes Raumplanungsvertrages vorgelegt, ob-
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des Landesvolksanwalts bestanden Be-
denken an der Konformität dieser Richtli-
nie mit dem EU-Recht, da österreichische 
Staatsbürger und EU-Bürger, die ein Pflege-
geld aus einem anderen EU-Mitgliedstaat 
erhalten – selbst bei vorhandenem Wohn-
sitz in Vorarlberg – vom Zuschuss zum Pfle-
gegeld ausgeschlossen sind. Die Landes-
regierung wurde daher um Stellungnahme 
gebeten, was die Hintergründe der Pflege-
zuschussleistung sind und wie es EU-recht-
lich gerechtfertigt wird, dass die Leistung 
an den Bezug des österreichischen Pflege-
geldes sowie an den Wohnsitz in Vorarlberg 
geknüpft wird. Von der Landesregierung 
wurde anschließend zugesagt, die Richtli-
nie dem EU-Recht entsprechend zu über-
arbeiten. Mittlerweile steht die Überarbei-
tung der Richtlinie kurz vor dem Abschluss.

LVAV-11/bMP-26/2017, LVAV-12/aMP-21/2017

Gewährung von Integrationshilfe 
als Darlehen
Eine Bürgerin bezog vor einigen Jahren auf-
grund einer psychischen Erkrankung Integ-
rationshilfe für die stationäre Betreuung in 
einer Wohngemeinschaft. Kurze Zeit später 
brach sie die Betreuung aufgrund von Unzu-
friedenheit mit der Leistung wieder ab. Mehr 
als fünf Jahre nach Beendigung der Maß-
nahme erhielt die Bürgerin ein Schreiben der 
Landesregierung mit der Aufforderung, eine 
Pfandbestellungsurkunde zur Besicherung 
der Forderung des Landes zu unterschrei-
ben, da die Integrationshilfe als Darlehen 
gewährt worden sei. Der Landesvolksan-
walt wies die Landesregierung darauf hin, 
dass nach seiner Ansicht mangels überein-
stimmender Willenserklärungen nie ein Dar-
lehensvertrag zustande gekommen ist. We-
der wurde ein solcher unterzeichnet noch 
wurde im Antrag darauf hingewiesen, dass 
die Leistung des Landes nur als Darlehen 
gewährt wurde. Lediglich im Bewilligungs-
schreiben zur Integrationshilfe wurde dies 
angeführt, zum Teil kleingedruckt in einer 
Fußnote. Nach einigem Schriftverkehr und 
einem Gespräch mit den zuständigen Mit-
arbeitern des Landes wurde von der Sicher-
stellung der Forderung durch ein Pfandrecht 
und vom Vorliegen eines Darlehensvertrags 

ge der Ziele und sonstigen Vorgaben des 
Raumplanungsgesetzes prüfen. Gegebenen-
falls wird eine Planänderung auch ohne Ab-
schluss eines Raumplanungsvertrages vor-
zunehmen sein. In diesem Sinne wurde der 
Gemeinde Bizau empfohlen, entweder dem 
Beschwerdeführer den Entwurf eines Raum-
planungsvertrages zukommen zu lassen 
oder das hoheitliche Verfahren fortzusetzen.

Straßen- und 
Straßenverkehrsrecht
2.4

Im Berichtszeitraum betrafen 27 Fälle das 
Straßengesetz des Landes und die Stra-
ßenverkehrsordnung. Die häufigsten Anfra-
gen betrafen Verkehrsregelungen bzw. -be-
schränkungen sowie Straßenerhaltungen.

	Mindestsicherung, soziale 
Unterstützung
2.5

Ein großer Anteil aller Beratungs- und Prü-
fungsverfahren betraf die Gewährung von 
Mindestsicherung. Bei den meisten Fällen 
stand die Ablehnung oder Reduzierung der 
Mindestsicherung und der Einsatz der eige-
nen Mittel oder Kräfte im Vordergrund. Wei-
ters erfolgten Auskunft und Beratung im 
Zusammenhang mit der Abschaffung des 
Pflegeregresses. Zwei Anfragen gab es zum 
Heizkostenzuschuss. Größtenteils erkun-
digten sich die Betroffenen selbst, lediglich 
in zwei Fällen wurden die Anliegen von So-
zialarbeiterinnen und in einem Fall von ei-
nem Familienangehörigen vorgebracht. 

LVAV-12/aMP-25/2017

Zuschuss zum Pflegegeld nur für 
Österreicher mit Sitz in Vorarlberg
Im Rahmen der Anfrage eines Bürgers wur-
de festgestellt, dass die Vorarlberger Lan-
desregierung im Rahmen der Privatwirt-
schaftsverwaltung einen Zuschuss zum 
Pflegegeld in Höhe von € 200,-- gewährt 
– dies gemäß der Richtlinie zum Pflege-
geldzuschuss. Voraussetzung für den Zu-
schuss sind unter anderem der Bezug ei-
nes Bundespflegegeldes der Stufe 5, 6 oder 
7 und ein Wohnsitz in Vorarlberg. Seitens 
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bestanden beispielsweise an der Verfas-
sungskonformität der pauschalen Mindestsi-
cherungs- und Wohnbedarfssätze, da diese 
– insbesondere bei Großfamilien – zu plötz-
lichen Kürzungen der Mindestsicherung von 
über 20 % führen können. Zudem wurden 
im Antrag Bedenken in Bezug auf die Kon-
formität mit dem Gleichheitssatz geäußert: 
Eine sachliche Rechtfertigung, zwischen be-
stimmten Wohngemeinschaften derart zu 
differenzieren, dass Personen in Wohnge-
meinschaften nach § 6 Abs 1 lit c einen Be-
trag in Höhe von € 160,33 bzw. € 157,85 (bei 
Familienbeihilfe) weniger erhalten und der 
Bedarf von Personen in therapeutischen 
Wohngemeinschaften höher sein soll, ist 
nicht erkennbar und widerspricht aus Sicht 
des Landesvolksanwalts dem Gleichheits-
grundsatz. Auch die Staffelung der Mindest-
sicherungssätze für Kinder wurde kritisch 
gesehen. Weiters beantragte der Landes-
volksanwalt die Prüfung jener Übergangs-
bestimmung, die einen längeren Verbleib in 
einer Grundversorgungseinrichtung bei je-
nen asylberechtigten oder subsidiär schutz-
berechtigten Personen, die am 1. Jänner 
2017 diesen Status bereits erlangt hatten, 
vorsah. Der Verfassungsgerichtshof ent-
schied mit Erkenntnis vom 12.12.2017, Zl. V 
101/2017-11, dass diese Übergangsbestim-
mung aufgehoben wird. Grund dafür ist, dass 
kein sachlicher Grund erkennbar ist, wes-
halb bei jenen asylberechtigten oder sub-
sidiär schutzberechtigten Personen, die 
am 1. Jänner 2017 diesen Status bereits er-
langt hatten, ein – unter Umständen we-
sentlich – längerer Verbleib in einer Einrich-
tung der Grundversorgung verlangt werden 
dürfte bzw. im Falle der Verweigerung für ei-
nen längeren Zeitraum lediglich der gekürz-
te Höchstbetrag von € 280,– gewährt werden 
dürfte. In Bezug auf die übrigen Bestimmun-
gen, deren Prüfung beantragt wurde, ent-
schied der Verfassungsgerichtshof, dass die-
se verfassungs- bzw. gesetzeskonform sind.

Kinder- und Jugendhilfe
2.6

Im Vergleich zum Vorjahr (27) sanken die An-
fragen zum Thema Kinder- und Jugendhil-
fe auf 21 Fälle. Es gab wiederum verzwei-

abgesehen. Die Bürgerin musste daher ei-
nen Betrag von mehreren Tausend Euro nicht 
zurückbezahlen. Überarbeitungen des Zusa-
geschreibens und des Antrags auf Gewäh-
rung von Integrationshilfe sind im Gange, 
sodass diese verständlicher sind und leich-
ter gelesen werden können. Von Amts wegen 
wurden noch weitere vergleichbare Altfälle 
geprüft. Diesbezüglich richtete der Landes-
volksanwalt ein Schreiben an die Landesre-
gierung, dass aufgrund der Abschaffung des 
Pflegeregresses davon ausgegangen wird, 
dass die Bestimmungen zum Ersatz der In-
tegrationshilfe und des Einsatzes des Ver-
mögens entsprechend der neuen Verfas-
sungsbestimmung (§ 330a ASVG) angepasst 
werden. Es wurde ersucht, die Fälle, in de-
nen die Pfandbestellungsurkunde noch nicht 
unterschrieben wurde, einstweilen einzu-
stellen und die Empfänger darüber zu be-
nachrichtigen. Die Landesregierung vertrat 
zunächst den Standpunkt, dass die neue Ver-
fassungsbestimmung nicht für den Bereich 
von Menschen mit Behinderungen gilt. Der 
Landesvolksanwalt vertritt weiterhin die ge-
genteilige Ansicht. Zuletzt wurde auch die 
Abschaffung des Pflegeregresses im Bereich 
der Integrationshilfe in Aussicht gestellt. 

LVAV-15-VP-1/2017

Mindestsicherungsverordnung 
überwiegend rechtskonform
Die Landesregierung beschloss am 
13.06.2017 die Verordnung über die Ände-
rung der Mindestsicherungsverordnung, die 
am 01.07.2017 in Kraft trat. Die Bestimmun-
gen in der Mindestsicherungsverordnung 
waren dem neuen Mindestsicherungsge-
setz entsprechend anzupassen. Wesentliche 
neue Inhalte der Mindestsicherungsverord-
nung sind beispielsweise Erleichterungen 
bei der Gewährung von Sachleistungen, pau-
schalierte Höchstsätze zur Abdeckung des 
Wohnbedarfes sowie Neuregelungen der 
Mindestsicherungssätze für Kinder und wei-
tere Präzisierungen der Mindestsicherungs-
sätze. Aufgrund gewisser verfassungsrecht-
licher Bedenken, die der Landesvolksanwalt 
bereits im Begutachtungsverfahren äußer-
te, wurde die Verordnung dem Verfassungs-
gerichtshof zur Prüfung vorgelegt. Zweifel 
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perpflege eingeschränkt. Weiters entstan-
den ihr Kosten aufgrund von Medikamen-
ten und Fahrten. Die Haftpflichtversicherung 
des Busunternehmens teilte mehrfach mit, 
dass alle Forderungen zur Gänze abgelehnt 
werden. Da die Verkehrsdienstleistungen 
im Auftrag des zuständigen Gemeindever-
bandes von regionalen Busunternehmen er-
bracht werden, ist der Landesvolksanwalt im 
Rahmen seiner Zuständigkeit in Angelegen-
heiten der Privatwirtschaftsverwaltung der 
Selbstverwaltungskörper zuständig. Nach 
Einschreiten des Landesvolksanwalts wurde 
der Bürgerin vom Busunternehmen und dem 
Gemeindeverband eine pauschale Schaden-
ersatzzahlung in Höhe von € 2.000,– und 
eine gratis Jahreskarte für Bus und Bahn an-
geboten. Die Bürgerin nahm das Angebot an.

LVAV-11/bMP-38/2017

Betrieb eines Schießstandes 
ohne Bewilligung 
Ein Bürger beschwerte sich insbesondere 
über die Lärmemissionen eines benachbar-
ten Schießstandes und brachte vor, es habe 
niemals ein Verwaltungsverfahren statt-
gefunden, in dem Nachbarrechte wahrge-
nommen werden konnten. Die Bezirkshaupt-
mannschaft Bregenz hatte anlässlich eines 
Lokalaugenscheins im Jahr 2003 festhal-
ten, dass keine gewerbliche Betriebsanla-
ge vorliege, das betroffene Gebäude aber 
bereits seit Jahrzehnten bestehe und da-
her davon auszugehen sei, dass ein Konsens 
in bau-, raumplanungs- und naturschutz-
rechtlicher Hinsicht vermutet werden kön-
ne. Auf dieser Grundlage wurde 2016 ein 
weiteres Tätigwerden abgelehnt. Unter Hin-
weis auf die Rechtsprechung des VwGH wur-
de die Gemeinde Andelsbuch kontaktiert: 
Ein Konsens darf nur dann vermutet werden, 
wenn der Zeitpunkt der Erbauung des Altbe-
standes so weit zurückliegt, dass – von be-
sonders gelagerten Einzelfällen abgese-
hen – auch bei ordnungsgemäß geführten 
Archiven die Wahrscheinlichkeit, noch ent-
sprechende Unterlagen auffinden zu kön-
nen, erfahrungsgemäß nicht mehr besteht. 
Diese Umstände treffen jedoch bei einem 
in den 1970er Jahren errichteten Gebäu-
de nicht zu. In ihrer Antwort hat die Gemein-

felte Anfragen, wenn die Kindesabnahme 
drohte. Die Frage der Kindeswohlgefähr-
dung wurde ebenfalls thematisiert so-
wie die Verweigerung des Kontaktrechtes 
von Großeltern. Auch wegen Kommuni-
kationsproblemen mit der Behörde und 
der Akteneinsicht erfolgten einige An-
fragen. Betreffend den Kindesunterhalt 
und dessen Höhe gab es zwei Anfragen.

	Wohnbauförderung,
Wohnbeihilfe 
2.7

Im Berichtszeitraum gab es einige Bera-
tungsfälle wegen der Wohnbauförderung 
und Wohnbeihilfe. So betrafen viele Anfra-
gen die gewünschte vorzeitige Rückzah-
lungsmöglichkeit des Wohnbauförderungs-
kredites, die Ablehnung der Wohnbeihilfe 
mangels Förderungswürdigkeit, Kürzung, 
Rückforderung und die Höhe der Wohn-
beihilfe. Ein Großteil der Anfragen betraf 
auch die Wohnungsvergabe. In den meis-
ten Fällen wurde die verweigerte oder ver-
zögerte Wohnungsvergabe angesprochen.

Gemeindeverwaltung, 
Gemeindeaufsicht
2.8

Die Zahl der Anfragen und Beschwer-
den über Angelegenheiten der Gemeinde-
verwaltung ist im Berichtsjahr mit elf Fäl-
len gegenüber dem Vorjahr (15) etwas 
zurückgegangen. Die Beschwerden be-
trafen u.a. Anfragen zum Verkauf von Ge-
meindeeigentum, zu Prüfungsausschüs-
sen, zum Umgang mit Befangenheit etc. 

LVAV-11/bMP-33/2017

Unfall im Linienbus, 
Schadenersatzforderung
Als Fahrgast eines Linienbusses stürzte eine 
Bürgerin aufgrund des abrupten Anfah-
rens des Busses zu Boden und zog sich da-
bei einen komplizierten Speichenbruch und 
Prellungen zu. Insgesamt zog sich der Hei-
lungsverlauf über ein halbes Jahr und die 
Bürgerin musste zwei Mal operiert werden. 
Durch den Unfall erlitt sie starke Schmerzen 
und war bei der Haushaltsführung und Kör-
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eine indirekte Diskriminierung darstellt, die 
durch zwingende Gründe des Allgemeinin-
teresses gerechtfertigt werden könne. Die-
se Rechtfertigungsgründe würden sich da-
bei nicht auf einen abgeschlossenen Kanon 
von Belangen beschränken, sondern sei-
en offen für die Definition von Schutzanlie-
gen der Mitgliedstaaten. Es müsse jedoch 
nachgewiesen werden, dass die getroffe-
nen Maßnahmen zur Zielerreichung geeig-
net und erforderlich sind. Nicht anerkannte 
Schutzanliegen seien allerdings rein wirt-
schaftliche Gründe, wie sie die Gemeinde ins 
Treffen führte. Der Landesvolksanwalt über-
mittelte das Schreiben der Landesregierung 
mit weiteren Ausführungen an die Gemein-
de, mit dessen Amtsleiter in weiterer Fol-
ge eine Besprechung stattfand. Im Rahmen 
dieses Gesprächs wurde zugesagt, dass die 
Gemeinde die Ausgestaltung der Gebühren 
überarbeiten wird. Im März 2018 beschloss 
die Gemeindevertretung, den Zuschlag von 
100 % auf 50 % zu senken. Der Akt wurde 
mit dem Vermerk, dass der Missstand teil-
weise behoben wurde, geschlossen, ob-
wohl nach wie vor europarechtliche und ver-
fassungsrechtliche Bedenken bestehen.

LVAV-11/bmp-34/2017

Grobe Ungleichbehandlung 
von Abgabenschuldnern
Auf Initiative eines ehemaligen Gemein-
devertreters von Gaschurn wurde ein Prü-
fungsverfahren eingeleitet, ob Abga-
benschuldner in dieser Gemeinde gleich 
behandelt wurden. Entgegen dem Vorbrin-
gen der Gemeinde Gaschurn, die beteuer-
te, dass alle Schuldner gleich behandelt 
werden, stellte sich heraus, dass Abga-
benschuldner ungleich behandelt wur-
den. Die Person im Anlassfall war die ein-
zige, der Stundungszinsen (in Höhe von ca. 
€ 20.000,–) verrechnet wurden, obwohl an-
deren Schuldnern der Zeitpunkt der Ent-
richtung ihrer Abgaben ebenfalls hinausge-
schoben wurde. Der Bürgermeister traf mit 
anderen Schuldnern Zahlungsvereinbarun-
gen, ohne Bescheide über die Zahlungser-
leichterungen zu erlassen und ohne Stun-
dungszinsen festzusetzen, wodurch diesen 
Schuldnern Vorteile entstanden. Zahlungs-

de mitgeteilt, dass für den Schießstand 
eine Baubewilligung niemals erteilt wur-
de und auch keine Unterlagen im Gemein-
deamt auffindbar seien. Der Landesvolks-
anwalt hat der Gemeinde daher empfohlen, 
ein Verfahren zur Herstellung des rechtmä-
ßigen Zustandes nach § 40 BauG einzulei-
ten. Dieser Empfehlung ist die Gemeinde 
umgehend nachgekommen. Der Eigentümer 
des Schießstandes hat zwischenzeitlich er-
klärt, am weiteren Betrieb der Anlage fest-
halten zu wollen und nun einen Antrag auf 
nachträgliche Genehmigung eingebracht.

Abgaben, Gebühren
und Steuern
2.9

Abgabenrechtliche Vorschreibungen 
durch Bundes-, Landes- und Gemeinde-
behörden wurden von BürgerInnen im 
Jahr 2017 in insgesamt 30 Fällen kriti-
siert. Die häufigsten Anfragen und Be-
schwerden gab es im Zusammenhang mit 
Kanal-, Wasser- und Abfallgebühren.

LVAV-12/aMP-1/2017

100 % Zuschlag auf Liegeplatzgebühren 
ist EU-rechtswidrig
Anlässlich der Anfrage einer Bürgerin zur 
Höhe der Liegeplatzgebühren in einer Bo-
denseegemeinde wurde ein amtswegi-
ges Prüfungsverfahren in Bezug auf die 
Tarife für Liegeplätze eingeleitet, da Per-
sonen ohne Hauptwohnsitz in dieser Ge-
meinde zusätzlich zur errechneten Lie-
geplatzgebühr einen Zuschlag von 100 % 
als Infrastrukturkostenbeitrag zu bezah-
len haben. Der Zuschlag wurde damit ge-
rechtfertigt, da Personen mit Wohnsitz in 
der betreffenden Gemeinde Abgaben be-
zahlen, mit denen die Erhaltung der Ha-
fenanlagen finanziert wird. Bürger anderer 
Gemeinden würden diese Geldleistun-
gen für die Gemeinde nicht erbringen.
Da seitens des Landesvolksanwalts Zwei-
fel an der EU-Rechtskonformität bestan-
den, wurde eine Stellungnahme der Landes-
regierung eingeholt. Diese fiel recht kurz 
aus, besagte aber im Wesentlichen, dass 
eine Unterscheidung aufgrund des Krite-
riums des Wohnsitzes laut EuGH-Judikatur 
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Landesvolksanwalt schrieb die Gemeinde 
an, bekam jedoch trotz zweimaliger Urgenz 
ebenso keine Rückmeldung. Zwischenzeit-
lich erhielt die Mutter des Beschwerdefüh-
rers eine Gutschrift über die Gebühren ab 
dem Jahr 2012. Ein Anspruch auf Rückzah-
lung erlischt jedoch erst nach 30 Jahren (§ 
1478 ABGB). Soweit Guthaben nicht zur Til-
gung von Abgabenschuldigkeiten zu ver-
wenden sind, sind sie nach § 239 Bundesab-
gabenordnung zurückzuzahlen (§ 215 BAO). 
Der Beschwerdeführer wurde auf sein Recht, 
Berufung zu erheben bzw. einen Antrag auf 
Rückzahlung zu stellen, hingewiesen. Über 
die sodann eingebrachte Berufung wur-
de rasch entschieden. Schlussendlich er-
hielt die Mutter des Beschwerdeführers 
eine Rückzahlung über die gesamte Höhe 
der zu Unrecht eingehobenen Grundsteuer.

	Sonstiges
2.10

LVAV-11/bMP-42/2017

Abnahme von Labrador-Junghunden
Eine Beschwerdeführerin, die Hundezüchte-
rin ist, beschwerte sich beim Landesvolks-
anwalt, weil ihre fünf jungen Labradorhunde 
abgenommen wurden. Der Landesvolks-
anwalt hat Bedenken an der Rechtmä-
ßigkeit des Vorgehens, da der zuständige 
Amtstierarzt bereits am Tag vor der Ab-
nahme vor Ort war und keinen Verbesse-
rungsauftrag im Sinne des Tierschutzge-
setzes erteilt hatte. Am darauffolgenden 
Tag erfolgte in Abwesenheit der Beschwer-
deführerin (aber in Anwesenheit einer Tier-
betreuungsperson) die Abnahme der fünf 
Hunde. Das Verfahren beim Landesvolksan-
walt ist derzeit ruhend gestellt, da das Ver-
waltungsstrafverfahren noch anhängig ist.

LVAV-12/aMP-22/2017

Wildschäden im Mellental
Ein Eigentümer von Waldflächen, die zum 
Rotwildwintergatter in Mellau gehören, 
hat sich an den Landesvolksanwalt ge-
wendet und vorgebracht, dass sich im Gat-
ter zeitweise über 200 Stück Rotwild be-
funden haben, obwohl laut Bescheid der 
Bezirkshauptmannschaft Bregenz über die 

vereinbarungen sind nach der Bundesab-
gabenordnung schriftlich per Bescheid zu 
erlassen. Obwohl das Amt der Landesregie-
rung, Abteilung Gebarungskontrolle, im Jahr 
2011 eine stichprobenmäßige Überprüfung 
der Gebarung der Gemeinde Gaschurn mit 
anschließendem Bericht und Empfehlun-
gen an die Gemeinde richtete, wurden Ra-
tenzahlungen bzw. Stundungen vom Bür-
germeister trotz Kenntnis der Rechtslage 
wieder nicht in Bescheidform erlassen. Ob-
wohl der Landesvolksanwalt schon anfangs 
ausdrücklich nach Fällen fragte, die mit je-
nem des Beschwerdefalles – vor allem hin-
sichtlich der Schuldenhöhe – vergleich-
bar sind, wurde ein bestimmter Betrieb, der 
ebenfalls sehr hohe Rückstände aufwies, 
nicht in der Aufstellung über die Schuld-
ner aufgelistet. Erst nach expliziter Auffor-
derung und namentlicher Nennung des Be-
triebs erteilte die Gemeinde Auskunft und 
legte die betreffenden Umsatzlisten vor. Das 
Verfahren endete mit einer Missstandsfest-
stellung und einer Reihe von Empfehlun-
gen, damit künftig den gesetzlichen Bestim-
mungen entsprochen wird. Die Gemeinde 
sagte zu, die Empfehlungen umzusetzen.

LVAV-11/bmp-48/2017

Grundsteuer für landwirtschaftliches 
Grundstück, Rückzahlung 
Ein Beschwerdeführer brachte vor, dass sei-
ne Mutter als Eigentümerin eines landwirt-
schaftlichen Grundstücks eine jährliche 
Grundsteuervorschreibung („Grundsteu-
er B“) in Höhe von € 88,72 erhalten habe. 
Die aktuelle Vorschreibung erfolgte mit Be-
scheid vom 06.02.2017. Im Feststellungs-
bescheid des Finanzamts vom August 2017 
zum 1. Jänner 2002 wurden der Einheits-
wert und der Grundsteuermessbetrag für 
das gegenständliche Grundstück allerdings 
mit 0,00 Euro festgelegt. Seine Mutter hat-
te seit der Umwidmung 1998 von Bauer-
wartungsfläche-Mischgebiet in Freiflä-
che-Landwirtschaftsgebiet 19 Jahre lang 
eine überhöhte Grundsteuer bezahlt. Der 
Beschwerdeführer wendete sich bereits mit 
E-Mail vom 31.05.2017, 05.07.2017, 19.07.2017 
und 28.07.2017 an die betreffende Gemein-
de, erhielt allerdings keine Antwort. Der 
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weise und Hilfestellungen zur Erhebung 
eines Rechtsmittels und Ratschläge.

	Landes-Sicherheitsgesetz 
2.12

Bettelverbote
Obwohl im Jahr 2017 beim Landesvolksan-
walt keine Fälle zum Bettelverbot anhän-
gig waren, soll der Jahresbericht zum An-
lass genommen werden, die noch immer 
aktuelle Thematik und die mit den Bettel-
verboten in Zusammenhang stehenden 
Vorkommnisse kurz zusammenzufassen:

Da im Jahr 2015 zahlreiche Menschen aus 
Osteuropa kamen, um durch Betteln ihren 
Lebensunterhalt zu verdienen, wurde das 
Gesetz über Angelegenheiten der örtlichen 
Sicherheitspolizei (Landes-Sicherheitsge-
setz) verschärft. Zudem wurden in Bregenz, 
Bludenz, Dornbirn und Feldkirch Verordnun-
gen erlassen, die auch stilles Betteln an öf-
fentlichen Orten verbieten. Diese Bettelver-
bote standen im scheinbaren Widerspruch 
zum Erkenntnis des Verfassungsgerichtsho-
fes (VfGH) aus dem Jahr 2012. Der VfGH stell-
te fest, dass stilles Betteln grundsätzlich 
nicht verboten werden darf. Unter „stillem 
Betteln“ wird das Bitten um finanzielle Hil-
fe in unaufdringlicher und nicht aggressiver 
Weise oder durch schriftlichen oder symbo-
lischen Hinweis an öffentlichen Orten ver-
standen. Verbote sind nur zulässig, wenn 
die Anzahl der Bettler die Benutzung des öf-
fentlichen Ortes derart erschwert, dass ein 
Missstand vorliegt. Davon abgesehen kann 
von der bloßen Anwesenheit einiger Men-
schen, die „still“ um Hilfe bitten, die Störung 
der öffentlichen Ordnung nicht ausgehen, so 
der VfGH. Die Verordnung der Stadt Dornbirn 
wurde von einem Dornbirner Rechtsanwalt 
beim VfGH angefochten. Der VfGH bestätigte 
das zeitlich und örtlich befristete Bettelver-
bot während der Marktzeiten in Dornbirn mit 
Erkenntnis vom 14.10.2016 (E552/2016): „Das 
Verbot des Bettelns ist zur spezifischen Nut-
zung dieser öffentlichen Orte als Marktplät-
ze örtlich beschränkt und zeitlich begrenzt, 
indem es sich nur auf das Marktumfeld be-
zieht und im Wesentlichen so lange dau-
ert wie der Marktbetrieb selbst.“ Ein Verbot 

Bewilligung des Wildwintergatters von 1996 
100 Stück als Auflage vorgeschrieben wur-
den. Der Waldzustand im gesamten Ge-
biet sei sehr schlecht und es gäbe keine Na-
turverjüngung. Das daraufhin eingeleitete 
Prüfungsverfahren endete mit einer Miss-
standsfeststellung, in welcher festgehal-
ten wurde, dass die Bezirkshauptmann-
schaft trotz der Bescheidauflage von 100 
Stück und den bekannten Wildschäden über 
Jahre einen viel zu hohen Rotwildbestand 
im Mellental duldete. Auch wurden keine 
Maßnahmen zur Verhinderung von Schäl-, 
Verbiss- und Schlagschäden innerhalb des 
Gatters vorgeschrieben und kontrolliert, ob-
wohl im Gatter Schälschäden festgestellt 
wurden. Ein Grundsatz des Jagdrechts lau-
tet, dass das Jagdrecht so auszuüben ist, 
dass die im öffentlichen Interesse gelege-
nen günstigen Wirkungen des Waldes in ih-
rer Vielfalt unter besonderer Beachtung der 
Schutzwirkung nicht geschmälert und ins-
besondere waldgefährdende Wildschäden 
(§ 49 Abs 4 JG) vermieden werden (§ 3 lit a 
JG). Aufgrund der forstlichen Berichte zum 
Waldzustand im Mellental und der mündli-
chen Vorbringen in den jeweiligen Vorbe-
sprechungen zur Abschussplanung war klar, 
dass das Interesse des § 45 Abs 2 JG zur Ver-
meidung untragbarer Wildschäden durch 
das Wildwintergatter nicht geschützt wurde. 
An die Bezirkshauptmannschaft bzw. Lan-
desregierung wurde eine Reihe von Emp-
fehlungen gerichtet, darunter die entspre-
chende Festsetzung der Abschusszahlen, 
damit waldgefährdende Wildschäden ver-
mieden werden, sich der Waldzustand er-
holt und eine Naturverjüngung wieder ein-
treten kann sowie etwa die Empfehlung, 
der Entscheidung über die Höhe des Min-
destabschusses schriftliche Gutachten 
über den Waldzustand zugrunde zu legen.

	Verwaltungsstrafrecht
2.11

In Verwaltungsstrafangelegenheiten gab 
es 27 Anfragen und Beschwerden (im Vor-
jahr 43 Fälle). Häufige Anfragen erfolg-
ten wegen Verstößen gegen die Straßen-
verkehrsordnung oder zur Strafhöhe. In 
vielen Fällen erhielten die Personen Hin-
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Derzeit prüft der Verfassungsgerichtshof 
auch das Bettelverbot der Stadt Feldkirch. 

Obwohl die Bettelverbote in zwei Städten 
(teilweise) aufgehoben wurden, kam es bis-
her zu keinem verstärkten Betteln. Hinter-
grund dürfte nach Ansicht des LVAs sein, 
dass bettelnde Menschen inzwischen Ar-
beit und Unterkunft gefunden haben 
und nicht mehr darauf angewiesen sind, 
durch Betteln ihr Überleben zu sichern.

Privatrechtsverwaltung 
der Gemeinden
2.13

Im Berichtsjahr gab es mit 46 Anfragen zur 
Wohnungsvergabe einen Anstieg gegenüber 
dem Vorjahr (30 Fälle). Tatsache ist, dass die 
Wartelisten wesentlich länger sind als das 
Angebot an freien Wohnungen. Manchmal 
stellte sich aber auch heraus, dass zu kon-
krete und unflexible Wünsche oder Vorstel-
lungen der Wohnungswerber eine schnel-
lere Wohnungsvergabe verhindern.

LVAV-11/bMP-24/2017

Ungerechtfertigte Überwälzung der Kos-
ten anwaltlicher Beratungen auf Bürger
Aufgrund von Meinungsverschiedenhei-
ten mit einer Tourismusgemeinde über die 
Nutzung und Instandhaltung eines Gehwe-
ges, der über mehrere Grundstücke des Be-
schwerdeführers verläuft, hatte sich der 
Landesvolksanwalt mit der Frage auseinan-
derzusetzen, ob jene Kosten, die einer Ge-
meinde durch eine anwaltliche Beratung 
erwachsen, auf einen Bürger überwälzt wer-
den können. Die Haltung des Landesvolks-
anwaltes ist klar: Eine Gemeinde kann sich 
durch selbst gewählte Personen recht-
lich beraten lassen, die Kosten einer sol-
chen Beratung sind jedoch selbst zu tra-
gen. Die Gemeinde – vertreten durch ihren 
Rechtsanwalt – bestritt zunächst überhaupt 
eine Zuständigkeit des Landesvolksanwal-
tes und stellte dem Beschwerdeführer auch 
jene Kosten in Rechnung, die für die Aus-
kunftserteilung an den Landesvolksanwalt 
entstanden. Zudem brachte sie gegen den 
Beschwerdeführer Klage bei einem Bezirks-
gericht ein. Nach einem persönlichen Ge-

des stillen Bettelns an öffentlichen Orten, 
das über solche enge Grenzen nicht hinaus-
geht, ist rechtskonform. Hingegen hob der 
VfGH die Verordnung der Landeshauptstadt 
Bregenz aufgrund eines Antrags zur Ver-
ordnungsprüfung des Landesvolksanwal-
tes zum Teil auf (V23/2016). Der VfGH verwies 
in seinem Erkenntnis auf die Entscheidung 
für die Stadt Dornbirn und stellte fest, dass 
ein Verbot des stillen Bettelns auf Märk-
ten zulässig sei. Für diese Fälle gelte, „dass 
aufgrund der diesbezüglichen vergleichba-
ren spezifischen örtlichen Gegebenheiten 
die Benutzung der öffentlichen Orte durch 
Marktbesucher derart erschwert wird, dass 
ein bestimmter Gebrauch dieser Orte durch 
die Anzahl der unmittelbar zu erwartenden 
still bettelnden Personen nicht mehr gege-
ben wäre“. Das Verbot des „stillen Bettelns“ 
während den Festspielen, Faschingsumzü-
gen bis zu Stundenläufen wurde vom Verfas-
sungsgerichtshof jedoch aufgehoben, da ein 
zeitlich undifferenziertes Verbot von 00:00 
Uhr bis 24:00 Uhr die engen Grenzen der zu-
lässigen, zeitlichen und örtlichen Befris-
tung bei weitem übersteigt. Mit Erkenntnis 
vom 22.09.2017 zu AZ V 58/2017 hob der VfGH 
auch das Bettelverbot in Bludenz auf. Die 
Stadtvertretung hatte im November 2015 ein 
Bettelverbot für die gesamte Innenstadt er-
lassen. In mehreren Verwaltungsstrafver-
fahren hatte ein Dornbirner Anwalt im Auf-
trag von betroffenen Bettlern gegen die 
Strafbescheide Rechtsmittel an das Landes-
verwaltungsgericht (LVwG) erhoben. In der 
Folge verlangte das LVwG eine Überprüfung 
durch das Höchstgericht, da aufgrund der 
bisherigen Rechtsprechung des VfGH ver-
fassungsmäßige Bedenken bestanden. Das 
Bludenzer Bettelverbot verstößt gegen das 
Landessicherheitsgesetz, das stilles Bet-
teln grundsätzlich erlaubt. Die Stadt hat 
nicht nachgewiesen, dass durch stilles Bet-
teln ein durchgängiger Missstand entstan-
den sei, so der VfGH in seiner Begründung. 
Die anhängigen Verfahren wurden darauf-
hin eingestellt. Für rechtskräftige Strafbe-
scheide der Vergangenheit ist die Aufhe-
bung der gesetz- bzw. verfassungswidrigen 
Verordnungen aber bedeutungslos. Die 
Strafen können nicht aufgehoben werden.

Arbeitsschwerpunkte und Anliegen
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spräch mit Vertretern der Gemeinde und 
ihrem Rechtsanwalt zeichnete sich eine da-
hingehende Lösung des Konfliktes ab, dass 
im anhängigen Gerichtsverfahren „ewiges 
Ruhen“ (formlose Übereinkunft der Partei-
en, das Verfahren nie fortzusetzen) verein-
bart werden soll. Allfällige Kosten und Ge-
bühren hätte jede Partei selbst zu tragen.

Dienst- und Arbeitsrecht
2.14

Von neun dienstrechtlichen Problemen be-
trafen sieben den Gemeindedienst, zwei den 
Landesdienst, drei die Landeskrankenan-
stalten und zwei den Schuldienst. Die For-
mulierung des Dienstzeugnisses wurde von 
einer ehemaligen Gemeindebediensteten 
als nachteilig für ihr weiteres Fortkommen 
beanstandet. Die Zusendung des Beschei-
des betreffend den Ruhebezugssicherungs-
beitrag kurz vor Weihnachten thematisier-
te ein pensionierter Gemeindebeamter. 

Die Aufdeckung dienstrechtlicher Proble-
me durch ihn führte ein Bediensteter, der in 
eine andere Straßenmeisterei versetzt wor-
den war, dafür als Grund an; auch sei er se-
xuell belästigt worden. In einem anderen 
Fall wurde Mobbing nach dem Wechsel in 
der Abteilungsleitung beklagt. Bei den Lan-
deskrankenanstalten ging es in einem Fall 
um die Ablehnung der Altersteilzeit und um 
den Unterschied bei der Mehrstundenver-
gütungsregelung einer teilzeitbeschäftigten 
Ärztin im Vergleich zur Überstundenvergü-
tungsregelung eines vollbeschäftigten Arzt-
kollegen. In einem Fall wurde der Vorwurf 
von Mobbing angegeben. Übergriffe von ei-
ner Volksschullehrerin waren Anlass von 
Beschwerden von Eltern, die sich über den 
Kinder- und Jugendanwalt an den LVA ge-
wendet hatten. Ein Lehrer warf dem Dienst-
geber vor, die Dienstfähigkeit aufgrund 
langjährigen Mobbings verloren zu haben.
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Anregungen und Stellungnahmen 
zur Gesetzgebung
3.1

Jede Person kann Anregungen zur Ände-
rung von Landesgesetzen direkt an den 
Landtag richten (Petitionsrecht § 10 LV) 
oder diesen Vorschlag beim LVA vorbrin-
gen. Der LVA hat gemäß Art 59 Abs 2 und 7 
LV iVm § 3 Abs 6 LVA-G die Aufgabe, die An-
regungen zur Gesetzgebung an den Vor-
arlberger Landtag weiterzuleiten. Darü-
ber hinaus kann der LVA auch von sich aus, 
vor allem in Zusammenhang mit aktuel-
len Prüfungsfällen, Anregungen an die Ge-
setzgebung machen und im Rahmen der 
Begutachtung von aktuellen Gesetzge-
bungsentwürfen Stellungnahmen abgeben.

LVAV-14/AnGe-3/2017

Anregung zur Änderung
des Gemeindegesetzes
In Zusammenhang mit der beabsichtigten 
Novellierung des Gemeindegesetzes schlug 
der Landesvolksanwalt einige Änderungen 
vor. Beispielsweise wurde angeregt, die Be-
stimmung zu den Hand- und Zugdiensten 
(Gemeinde kann vom Haushaltsvorstand Ar-
beiten und Dienste verlangen), weil diese 
nicht mehr zeitgemäß scheint, zu beseitigen 
bzw. den Begriff des Haushaltsvorstandes 
zu definieren. Das Land bemerkte zu dieser 
Anregung, dass der Verfassungsgerichts-
hof die Bestimmung für verfassungskon-
form hält, die Fragen jedoch rechtspolitisch 
diskutiert werden können. Weiters regte der 
Landesvolksanwalt an, die bestehende Be-
stimmung im Gemeindegesetz (§ 32 GG) der-
art anzupassen, dass Verordnungen ver-
pflichtend auf der Gemeindehomepage zu 
veröffentlichen sind. Das Land gab in seiner 
Stellungnahme bekannt, dass dieser Vor-
schlag bereits im Rahmen des Verwaltungs-
entwicklungsprozesses „Zukunft der Verwal-
tung“ gemacht wurde und dies nach Ansicht 
der Landesregierung auch umgesetzt wer-
den solle – unter Berücksichtigung von Aus-
nahmen aus praktischen Gründen (zB Flä-
chenwidmungspläne, Verordnungen, die 
durch Verkehrszeichen oder Bodenmarkie-
rungen kundzumachen sind). Zudem wur-
de ein Vorschlag zu einer verpflichtend 

Anregungen
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wurde angeregt, kleine bauliche Anlagen 
wie Gartengestaltungselemente, Terrassen-
dielen auf kleinen Punktfundamenten, ge-
pflasterte Terrassen mit fachgerechtem Un-
terbau, Spielplatzeinrichtungen, Hochbeete, 
Bienenstände, etc. zur Gänze aus dem An-
wendungsbereich des Baugesetzes aus-
zunehmen und sie ausdrücklich als freie 
Bauvorhaben zu qualifizieren. Diese Vor-
schläge wurden in der Regierungsvorlage 
zum Gesetz zur Deregulierung und Verwal-
tungsvereinfachung 2017 (Sammelgesetz) 
größtenteils berücksichtigt. Anlagen, die 
ausschließlich der Gartengestaltung die-
nen (zB Steingärten, Hochbeete, Brunnen, 
Statuen, kleinere Stützmauern), oder Ter-
rassen sowie Kinderspielplätze (einschließ-
lich Spielplatzeinrichtungen) sind bei Ein-
haltung bestimmter Voraussetzungen als 
freie Bauvorhaben zu qualifizieren. Die-
se Erleichterung soll jedoch nur gelten, so-
fern es sich nicht um ein Gebäude handelt.

LVAV-14/AnGe-8/2017

Stellungnahme zur Änderung des 
Landes-Abfallwirtschaftsgesetzes
Mit der geplanten Novelle des Landes-Ab-
fallwirtschaftsgesetz (L-AWG) soll den 
Gemeinden zum Schutz des Orts- und 
Landschaftsbildes ermöglicht werden, Ver-
unreinigungen öffentlicher Straßen und öf-
fentlich zugänglicher Freiräume zu verbie-
ten (Littering-Verbot). Diese Möglichkeit 
wurde in einer Stellungnahme ausdrück-
lich begrüßt. Kritisch wurde angemerkt, 
dass zukünftig Überwachungsorgane der 
Gemeinde nicht nur befugt sind, Übertre-
tungen zur Anzeige zu bringen bzw. Organ-
mandate auszustellen, sondern unter be-
stimmten Voraussetzungen auch Personen 
zum Zwecke ihrer Vorführung vor der Be-
zirkshauptmannschaft festnehmen zu kön-
nen. Angeregt wurde, dass diese Personen 
zumindest besonders verlässlich und be-
sonders geschult werden müssen. Weiters 
wurde angeregt, dass von Festnahmen ab-
zusehen ist, wenn der Verursacher den ge-
setzwidrigen Zustand unverzüglich beseitigt 
oder die Fortsetzung oder Wiederholung ei-
ner solchen Übertretung durch Wegwei-
sung der betreffenden Person verhindert 

abzuhaltenden Bürgerfragestunde im Rah-
men einer Gemeindevertretungssitzung 
gemacht. Die dazu erforderliche gesetzli-
che Änderung wäre im Rahmen der politi-
schen Gespräche zu erörtern. Eine weite-
re Anregung, dass der Betroffene über das 
Ergebnis einer aufsichtsbehördlichen Prü-
fung (§ 81 Abs 4 GG), zu welcher er angeregt 
hat, informiert wird, ist laut Stellungnah-
me des Landes Gegenstand der Verhand-
lungen zwischen den Regierungsparteien.

LVAV-14/AnGe-7/2017

Stellungnahme zum Gesetz zur Deregulie-
rung und Verwaltungsvereinfachung 2017
Mit dem Gesetz zur Deregulierung und Ver-
waltungsvereinfachung 2017 soll ein wesent-
licher Eckpfeiler des Arbeitsprogramms der 
Landesregierung 2014–2019 umgesetzt wer-
den und ein großer Schritt zum Bürokra-
tieabbau und zur Deregulierung auf Geset-
zesebene erfolgen. Dieses Vorhaben wird 
vom Landesvolksanwalt grundsätzlich be-
grüßt. Zu einer beabsichtigten Änderung des 
Raumplanungsgesetzes wurde jedoch kri-
tisch Stellung genommen. Nach der Regie-
rungsvorlage soll zwar das Verbot eines Wi-
derspruchs zu einem Landesraumplan oder 
Bebauungsplan aufrecht bleiben, die mög-
liche Nichtigkeitssanktion bei widerspre-
chender Verordnung oder widersprechen-
dem Bescheid soll jedoch gänzlich entfallen. 
Eine solche Nichtigkeitsdrohung wird im Zu-
sammenspiel mit der aufsichtsbehördlichen 
Prüfkompetenz jedoch als notwendig erach-
tet, um erforderlichenfalls die Einhaltung 
von Landesraumplänen und Bebauungsplä-
nen zu gewährleisten. Vor dem Hintergrund 
eines kostenneutralen Vollzugs setzt eine 
solche deregulatorische Maßnahme ein fal-
sches Signal (siehe dazu auch Fall „Baubewil-
ligungen für Reitsportverein trotz widerspre-
chendem Flächenwidmungsplan“ [LVAV-13/
AnVe-14/2017]). Die geplante Änderung in Be-
zug auf den Entfall der Nichtigkeitssanktion 
wurde in weiterer Folge nicht beschlossen.

LVAV-14/AnGe-4/2017

Anregung zur Änderung des Baugesetzes
Im Sinne der Verwaltungsökonomie, Bür-
gerfreundlichkeit und der Rechtssicherheit 
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den und anderen Bauwerken sei aufgrund 
des eingeschränkten Anwendungsberei-
ches des Anzeigeverfahrens ein Anhö-
rungsrecht zum Schutz der Nachbarn nicht 
notwendig. Auch würde ein solches Anhö-
rungsrecht dem Ziel einer bestmöglichen 
Verfahrensvereinfachung widersprechen.

LVAV-14/AnGe-11/2017

Anregung zur Änderung 
des Baugesetzes, Schutz historisch
bedeutsamer Ortsbilder
Vor dem Hintergrund des geplanten Abris-
ses der Villa Freudeck in Bregenz regte ein 
Bürger – nachdem seiner Anregung auf Än-
derung des Baugesetzes in Bezug auf Nach-
barrechte im Baugrundlagenbestimmungs-
verfahren und Abbruchsanzeigen nicht 
gefolgt wurde – an, eine Sachverständigen-
kommission bzw. einen Sachverständigen-
beirat zur fachlichen Beurteilung der his-
torischen Bedeutung von Gebäuden und 
Ensembles zum Schutz des Orts- und Land-
schaftsbildes einzurichten, ähnlich wie die 
Länder Tirol und Salzburg. Zudem schlug 
er vor, über eine Definition und Beschrei-
bung historischer und prägender Gebäu-
de bzw. Ensembles im Gesetz durchführbare 
Schutzmaßnahmen zu schaffen und histo-
risch wertvolle sowie prägende Ortsteile, 
Ensembles und Gebäude – allenfalls in das 
RPG – aufzunehmen. Diese Anregung wur-
de unterstützt und vom Landesvolksanwalt 
an den Landtag weitergeleitet. Laut Stel-
lungnahme des Amts der Landesregierung 
soll die Möglichkeit der Erstellung eines In-
ventars der in Vorarlberg vorhandenen 
schützenswerten Objekte und Ensemb-
les geprüft werden, um zu beurteilen, ob 
und wenn ja, welche zusätzlichen rechtli-
chen Maßnahmen gesetzt werden sollen.

Anregungen an die Verwaltung
3.2

Anregungen an die Gemeindeverwaltung
•	 Gemeinde Übersaxen: Anregung einer Än-

derung des Flächenwidmungsplanes
•	 Stadt Dornbirn: Anregung auf Kostener-

satz für die Verlegung von Randsteinen
•	 Gemeinde Schwarzenberg: Anregung von

werden kann. Zudem sollte von einer Anzei-
ge bzw. einer Organstrafverfügung abgese-
hen werden können, wenn diese Vorausset-
zungen erfüllt sind (dies vor allem auch vor 
dem Hintergrund des finanziellen Aufwan-
des, der durch ein Verfahren entsteht). Ge-
nerell wurde darauf hingewiesen, dass die 
Festnahme von Personen zum Zwecke der 
Vorführung vor die Bezirkshauptmannschaft 
wegen Übertretung des Littering-Verbo-
tes grundsätzlich über das Ziel schießend 
erscheint, wenn man bedenkt, welche „Ge-
fahr“ von einer derartigen Übertretung aus-
geht. Die Anregung wurde in Bezug auf die 
Festnahme berücksichtigt und bestimmt, 
dass die Befugnis der mit Bescheid bestell-
ten Überwachungsorgane, auf frischer Tat 
bei bestimmten Übertretungen des L-AWG 
angetroffene Personen festzunehmen, ent-
fallen soll, da diese Bestimmung dem Land-
tag nicht unbedingt notwendig erschien. 
Unabhängig davon besteht die Festnah-
memöglichkeit durch Organe des öffentli-
chen Sicherheitsdienstes nach § 35 VStG.

LVAV-14/AnGe-10/2017

Anregung zur Änderung
des Baugesetzes, Nachbarrechte im
Baugrundlagenbestimmungsverfahren
und Abbruchsanzeigen
Ein Bürger regte im Zusammenhang mit dem 
beabsichtigten Abbruch der Villa Freudeck 
(siehe Fall LVAV-12/aMP-19/2017) an, die Be-
stimmungen des § 3 (Baugrundlagenbestim-
mung) und des § 19 lit k und lit l (Abbruchs-
anzeige) Baugesetz dahingehend zu ändern, 
dass den Nachbarn im Verfahren ein Anhö-
rungsrecht zukommt. Im Sinne einer trans-
parenten, bürgerfreundlichen und offenen 
Verwaltung wurde die Anregung weiterge-
leitet und inhaltlich unterstützt. Das Amt 
der Vorarlberger Landesregierung sprach 
sich in einer Stellungnahme dagegen aus. 
Eine Änderung im Baugrundlagenbestim-
mungsverfahren sei insbesondere deshalb 
nicht notwendig, da die Baugrundlagen ge-
genüber dem Nachbarn keine Bindungs-
wirkung entfalten und es ihnen daher frei 
steht, im Bauverfahren ihre Einwendun-
gen gemäß § 26 Abs 1 BauG geltend zu ma-
chen. Bezüglich des Abbruches von Gebäu-
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	 verkehrstechnischen Maßnahmen zur
	 Vermeidung von Sachschäden
	 an einem Wohnhaus
•	 Gemeinde Fußach: Anregung zur Ver-

setzung einer Tafel mit der Be-
zeichnung einer Verkehrsfläche 

•	 Gemeinde Mäder: Anregung einer Än-
derung des Flächenwidmungsplanes

•	 Gemeinde Weiler: Anregung zur Än-
derung der Friedhofsordnung und 
Friedhofsgebührenverordnung

•	 Gemeindeverband: Anregung zur Klar-
stellung einer Bestimmung im Zweit-
wohnsitzabgabegesetz (ZWAbgG) in ei-
nem Rundschreiben. Nach dem ZWAbgG 
sind bei der Zweitwohnsitzabgabe bei 

nicht ganzjähriger Benutzbarkeit einer Fe-
rienwohnung 40 % in Abzug zu bringen. 
Offenbar kursierte unter den Gemein-
den die unrichtige Meinung, dass eine 
„nicht ganzjährige Benutzbarkeit“ anzu-
nehmen sei, wenn ein Zugang zu den Ob-
jekten während sechs Monaten gänzlich 
nicht möglich wäre. Die Gemeinden wur-
den vom Gemeindeverband auf die be-
stehende Rechtsprechung, anhand de-
rer Fälle zu beurteilen sind, hingewiesen.

Anregungen an die Landesverwaltung
•	 Anregung einer Lärmmessung wegen 

Lärmbelästigung durch den Straßenver-
kehr auf der L188 (Montafonerstraße)
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Gesetzliche Grundlage
4.1

Im Jahr 2005 wurde in Vorarlberg das An-
tidiskriminierungsgesetz (ADG) beschlos-
sen und 2008 sowie 2012 entscheidend no-
velliert. Durch diese Regelung wurden in 
Vorarlberg mehrere Richtlinien der Euro-
päischen Union umgesetzt. Damit wurde 
dem LVA die Aufgabe als Antidiskriminie-
rungsstelle für Diskriminierungen aufgrund 
der ethnischen Zugehörigkeit, der Religi-
on oder Weltanschauung, des Alters, der se-
xuellen Orientierung sowie aufgrund ei-
ner Behinderung im Bereich der Verwaltung 
des Landes und der Gemeinden übertra-
gen. Die Leitung dieser Stelle wird seither 
von der juristischen Mitarbeiterin Dr.in Ange-
la Bahro wahrgenommen. Bei Diskriminie-
rungen von Landesbediensteten aufgrund 
des Geschlechts oder des Familienstan-
des ist eine weitere Ansprechpartnerin auch 
die Anlaufstelle zur Förderung der Chan-
cengleichheit von Frauen und Männern der 
Personalvertretung der Landesbediens-
teten (gem. § 7 Abs 2 des Landes-Frauen-
förderungsgesetzes). Der Patientenanwalt 
für das Land Vorarlberg ist Antidiskrimi-
nierungsstelle für Patienten in Kranken-
anstalten, Bewohnern von Pflegeheimen 
und Klienten von Sozialeinrichtungen.

Diskriminierungen
4.2

Das Antidiskriminierungsgesetz (ADG) ver-
bietet Diskriminierungen aufgrund der eth-
nischen Zugehörigkeit, der Religion oder 
Weltanschauung, einer Behinderung, des 
Alters, der sexuellen Orientierung sowie 
des Geschlechts, und sexuelle Belästigun-
gen. Eine Diskriminierung liegt vor, wenn 
eine Ungleichbehandlung ohne sachlich 
nachvollziehbare Gründe stattfindet. Eine 
Ungleichbehandlung ist dann keine Dis-
kriminierung, wenn es dafür sachlich nach-
vollziehbare Gründe gibt. Eine Belästigung 
liegt vor, wenn für die betroffene Person 
ein unerwünschtes Verhalten gesetzt wird, 
das die Würde verletzt oder die Person ein-
schüchtert oder erniedrigt. Das Diskrimi-
nierungsverbot gilt für alle genannten Dis-
kriminierungstatbestände, soweit sie in die 
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de auch die Umsetzung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention, dies auch im Hinblick 
auf erforderliche focal points der Län-
der. Neben diesen Fachtagungen besuch-
te Dr.in Bahro am 09.10.2017 eine Diskussi-
onsveranstaltung des Klagsverbandes in 
Salzburg, die den Diskriminierungsschutz 
von Flüchtlingen zum Thema hatte. Da-
rüber hinaus fand wie in den vergange-
nen Jahren im Rahmen des Frauenpoliti-
schen Forums in bewährter Weise ein sehr 
zweckdienlicher Informationsaustausch 
statt. Am 20.11.2017 wurden in einer Klau-
sur das Konzept und das konkrete Vorgehen 
des Frauenpolitischen Forums debattiert.

Aufgliederung der 
Diskriminierungsfälle
4.4

Insgesamt langten elf Anfragen und Be-
schwerden im Jahr 2017 bei der Antidis-
kriminierungsstelle ein, wovon vier man-
gels Zuständigkeit weitergeleitet wurden. 
Die meisten Anfragen und Beschwerden 
betrafen Diskriminierungen aufgrund ei-
ner Behinderung (sechs) und zwei we-
gen des Alters. Beschwerden wegen Dis-
kriminierungen auf Bundesebene bzw. im 
privatrechtlichen Bereich, wofür der LVA 
nicht zuständig ist, wurden unverzüglich 
an die zuständige Stelle weitergeleitet.

Einzelfälle zu Diskriminierung 
und Gleichbehandlung
4.5

LVAV 10 AuBe-713/2017

Fahrpreisermäßigung für Senioren, 
Jahreskarte vom Verkehrsverbund
Vorarlberg
Ein älterer Benutzer öffentlicher Verkehrs-
mittel beschwerte sich darüber, dass er, da 
zum 1.1.2018 die Altersgrenze von 62 Jah-
ren auf 63 Jahre angehoben werde, nicht in 
den Genuss dieser Fahrpreisermäßigung ge-
langen sollte, weil er nach dem 1.12. gebo-
ren ist. Er könne laut Information des Mit-
arbeiters des Servicebüros aufgrund der 
Praxis des Verkehrsverbundes Vorarlberg, 
dass Jahreskarten stets mit Gültigkeitsbe-
ginn zum Monatsersten ausgestellt werden, 

Regelungskompetenz des Landes fallen. 
Dies betrifft somit auch alle Förderungen 
und Sozialleistungen des Landes wie Sozi-
al- und Wohnbeihilfe, Wohnbau- und Fami-
lienförderung, aber auch die Behandlung in 
Krankenanstalten und Pflegeheimen, Auf-
nahme in Gemeindewohnungen sowie öf-
fentliche und private Kindergärten. Im Falle 
der Verletzung des Diskriminierungsverbo-
tes sind Strafen vorgesehen. Die Frist zur 
gerichtlichen Geltendmachung von Ersatz- 
ansprüchen ist bis zu sechs Monate ge-
hemmt, wenn eine Beschwerde von der An-
tidiskriminierungsstelle geprüft wird.

Aufgaben der Antidiskriminierungsstelle:
•	 Prüfung von Diskriminierungen,
•	 Förderung des Grundsatzes der Gleich-

behandlung durch Berichte und Empfeh-
lungen zu allen Aspekten, die mit Diskri-
minierungen im Zusammenhang stehen,

•	 Zusammenarbeit mit anderen Anti-
diskriminierungs- und Gleichbehand-
lungsstellen und der Anlaufstelle für 
Chancengleichheit und den Frauen-
beraterinnen (gemäß § 7 des Lan-
des- Frauenförderungsgesetzes).

Einsatz für Gleichbehandlung 
und gegen Diskriminierung
4.3

Am 15., 16. und 17. Mai 2017 fand die Tagung 
der Behindertenanwaltschaften der Länder, 
die ExpertInnenkonferenz für Antidiskrimi-
nierung und das Treffen der Länder-Moni-
toringstellen in Wien statt. Neben einem 
allgemeinen Informationsaustausch wur-
den bei der Tagung der Behindertenanwalt-
schaften die Barrierefreiheit in Wahllokalen 
und die Umsetzung des Assistenzhunde-
gesetzes besprochen. Bei der ExpertIn-
nenkonferenz referierte Mag.a Ludwig vom 
Klagsverband zum Kopftuchverbot; es wur-
de auch die Umsetzung der EU-RL 2014/54/
EU diskutiert. Herr Dr Helmut Graupner 
hielt ein spannendes Impulsreferat zusam-
men mit dem Leiter der Wiener Antidiskri-
minierungsstelle für gleichgeschlechtli-
che und transgender Lebensweisen. Am 
dritten Tag wurde vor allem über das per-
sönliche Budget debattiert, diskutiert wur-
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durch erachtete er sich als benachteiligt ge-
genüber Personen, die bis einschließlich 
dem 1.12. geboren sind. Eine strikte Anwen-
dung von Altersgrenzen führt regelmä-
ßig dazu, dass es Härtefälle gibt. In Zusam-
menarbeit mit dem VVV konnte eine Lösung 
im Sinne des Kunden gefunden werden.

noch nicht in den Genuss dieser Ermäßi-
gung für SeniorInnen gelangen. Der Bürger 
befürchtete weiter, er werde dadurch auch 
in den kommenden Jahren, solange sukzes-
sive die Altersgrenze bis auf 65 Jahre an-
gehoben werde, jeweils wieder nicht den 
günstigeren Tarif verrechnet erhalten. Da-
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Gesetzliche Grundlagen
5.1

Das Fakultativprotokoll zum Überein-
kommen gegen Folter und andere grau-
same, unmenschliche oder erniedrigen-
de Behandlungen oder Strafen (OPCAT) 
ist ein internationales Menschenrechts-
übereinkommen der UNO. Die Vertrags-
staaten verpflichteten sich auf innerstaat-
licher Ebene, eine oder mehrere Stellen 
zu schaffen, die Besuche und Überprü-
fungen an Orten durchführen, an de-
nen Personen die Freiheit entzogen 
wird oder entzogen werden könnte. 

Ziel ist die Prävention durch nationales 
„menschenrechtliches Monitoring“. Auch 
die UN-Behindertenrechtskonvention (CRDP 
oder gebräuchlicher UN-BRK) verpflich-
tet die Vertragsstaaten, einen unabhängi-
gen Präventionsmechanismus einzurich-
ten, um jede Form der Ausbeutung, Gewalt 
und Missbrauch in Einrichtungen und Pro-
grammen, die für Menschen mit Behinde-
rungen bestimmt sind, zu verhindern. In 
Österreich wurde die Volksanwaltschaft 
als unabhängige Einrichtung zur Umset-
zung des Fakultativprotokolls (OPCAT) so-
wie der UN-Behindertenrechtskonvention 
(UN-BRK) beauftragt. Aufgrund der Ermäch-
tigungsklausel in Art 148i Abs 2 und 3 B-VG 
hat das Land Vorarlberg (als einziges Bun-
desland) den LVA als unabhängige Ein-
richtung zur Umsetzung der völkerrechtli-
chen Aufgaben betraut. 2012 wurden dazu 
die rechtlichen Grundlagen in der Landes-
verfassung (Art 59 Abs 5), im Gesetz über 
den LVA (Art 2 Abs 4 ua) und des Antidis-
kriminierungsgesetzes (§§ 12 u 14a) ge-
schaffen. Zum Schutz und zur Förderung 
der Menschenrechte wurde damit dem LVA 
im Bereich der Landesverwaltung aufge-
tragen, präventive Überprüfungen von Or-
ten durchzuführen, an denen Personen die 
Freiheit entzogen wird oder entzogen wer-
den könnte, und Einrichtungen und Pro-
gramme von Menschen mit Behinderungen 
zu besuchen und zu kontrollieren. Für die 
Überprüfungen wurde Anfang 2013 eine in-
terdisziplinär besetzte Kommission, beste-
hend aus fünf Mitgliedern, eingerichtet.
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de Maßnahmen (sofern eine Zuständigkeit 
der Kommission des Bundes für die Einrich-
tung vorliegt, fällt dieser Prüfungsschwer-
punkt weg), Gewalt und Umgang mit Sucht-
verhalten überprüft. Am Ende des Besuches 
wird von den Verantwortlichen ein Ab-
schlussgespräch angeboten, um den Ver-
lauf der Prüfung und die ersten Eindrücke 
zu thematisieren. Danach wird eine schrift-
liche Zusammenfassung mit dem Ersuchen 
um schriftliche Stellungnahme zum Prü-
fungsprotokoll übermittelt. Dies ist beson-
ders wichtig, da die Prüfungen nur eine Mo-
mentaufnahme darstellen und lediglich die 
Situation, wie sie beim Besuch der Kommis-
sion vorgefunden wurde, beschreibt und 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit er-
hebt. Gleichzeitig wird den Einrichtungen 
die Möglichkeit eines abschließenden Re-
flektionsgespräches angeboten, um Anre-
gungen und Empfehlungen zu besprechen. 
Durch die Nachbesprechung, die in der Re-
gel einige Monate nach der eigentlichen 
Prüfung stattfindet, kann festgestellt wer-
den, welche Anregungen und Empfehlun-
gen von der Einrichtung bereits umgesetzt 
wurden bzw. wie die weitere Umsetzung 
geplant ist. Im Fall von Missstandsfe-
stellungen wird auch die zuständige Auf-
sichtsbehörde (Landesregierung bzw. BH) 
verständigt. Diese geht den Missstands-
feststellungen nach und gibt dem LVA eine 
Rückmeldung. Die Stellungnahmen wer-
den beim Gesamtbericht berücksichtigt.

Austausch mit der 
Landesregierung
5.3

Am 17.11.2017 fand eine Besprechung der 
Landesregierung, LR Wiesflecker, dem Bun-
desvolksanwalt Dr. Kräuter, der zuständigen 
Leiterin der Kommission, Frau Univ.-Prof. 
Drin Murschetz, dem Leiter der Vorarl-
berger Kommission Dr. Stefan Ammann 
und dem Landesvolksanwalt Mag. Bach-
mayr-Heyda statt, bei welcher insbesonde-
re folgende Fragen besprochen wurden:

•	 mögliche Zusammenarbeit zwischen den 
Kommissionen der Volksanwaltschaft 
und der Vorarlberger Landesregierung

Die Kommission hat folgende Befugnisse: 
•	 das Recht auf Zutritt zu Orten von (mögli-

chen) Freiheitsentziehungen und Einrich-
tungen für Menschen mit Behinderungen,

•	 das Recht, Auskunft zu verlangen,
•	 das Recht, Einsicht in die Unterla-

gen einschließlich solcher sensib-
ler Daten (KlientInnenakten, Kran-
kenunterlagen etc) zu nehmen,

•	 die Möglichkeit, in Vier-Augen-Gesprä-
chen mit Personen, die sich in den Ein-
richtungen befinden, sowie sonstigen 
Personen, die in diesem Zusammen-
hang Auskunft erteilen können, zu füh-
ren. Die ExpertInnen sammeln Informa-
tionen und Fakten und bewerten diese, 
basierend auf den Vorgaben der internati-
onalen Abkommen. Ziel der Kontrollbesu-
che ist sowohl die Förderung der mensch-
lichen Würde als auch die Gewährleistung 
von Schutz und die Förderung der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten für alle 
Menschen, mit und ohne Behinderungen.

	Ablauf der Prüfungen
5.2

Um den Informationsaustausch zwi-
schen geprüfter Einrichtung und Kom-
mission zu verbessern und um zu ge-
währleisten, dass die Überprüfung als Teil 
eines Qualitätsprozesses von den Ein-
richtungen wahrgenommen wird, wur-
de der Ablauf der Prüfungen angepasst:
Die Prüfungen erfolgen wie bisher unange-
kündigt und nehmen in der Regel mehre-
re Stunden in Anspruch. Dabei werden Inf-
rastruktur, Personal (etwa: qualitative und 
quantitative Personalbesetzung, Fortbil-
dung, Supervision), Grundversorgung, Do-
kumentation, Verschwiegenheitspflicht und 
Auskunftspflicht, KlientInnenrechte (etwa: 
Achtung der Privat- und Intimsphäre, Be-
achtung des individuellen Lebensrhyth-
mus, religiöse Bedürfnisse, Sexualität, Wahl-
recht, Zugang zu Informationen), Inklusion 
(etwa: Bildungs-, Arbeits- und Beschäfti-
gungsangebot, Tages- und Freizeitgestal-
tung, Einbindung von SystempartnerInnen 
und Angehörigen), Beschwerdemanage-
ment, Medikamentengebarung, freiheits-
beschränkende und freiheitseinschränken-
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ten. Dann wäre eine 24-Stunden-Anwesen-
heit einer Pflegefachkraft (diplomiertes 
Personal bzw. Pflegehilfe/Pflegeassisten-
ten) erforderlich. Im Tagdienst wäre zudem 
eine zwölfstündige Anwesenheit von dip-
lomiertem Personal verpflichtend. Außer-
dem müsste eine Person während der gan-
zen Nacht im Dienst (nicht schlafend) sein, 
sowie eine Rufbereitschaft im Bereich des 
gehobenen Dienstes für Gesundheits- und 
Krankenpflege implementiert sein. Die der-
zeitigen gesetzlichen Vorgaben unterschei-
den zwischen „älteren Menschen, die der 
Pflege bedürfen“ und „nicht älteren“. Ein 
Unterscheidungsmerkmal, das lediglich auf 
das Alter und nicht auf die Pflegebedürf-
tigkeit abstellt, erscheint gleichheitsrecht-
lich bedenklich und stellt eine Altersdis-
kriminierung dar (wobei im konkreten Fall 
Jüngere gegenüber Älteren diskriminiert 
werden, da für diese keine Qualifikations-
vorgaben gelten). Auch wenn der Kommis-
sion und dem Landesvolksanwalt bewusst 
ist, dass es schon jetzt im Bereich der Pfle-
geheime schwierig ist, genügend diplo-
miertes Personal zu finden, wurde empfoh-
len, die Ungleichbehandlung von älteren 
und jüngeren Menschen zu beseitigen. 

Bauliche Ausstattung, Barrierefreiheit
Einige der geprüften Einrichtungen wurden 
bereits in den 60er und 70er Jahren errich-
tet. In den vergangenen Jahrzehnten wur-
den v.a. Menschen mit Lernbeeinträchti-
gungen oder Down-Syndrom betreut und 
nur selten Menschen mit schweren körper-
lichen Beeinträchtigungen. Inzwischen ma-
chen in manchen Einrichtungen Menschen 
mit schweren Mehrfachbehinderungen be-
reits einen großen Teil der Bewohner aus. 
Manche Behindertenbetreuungseinrichtun-
gen sind – bezogen auf die Pflegebedürftig-
keit der Bewohner – kaum von Pflegeheimen 
zu unterscheiden. Baulich sind die Einrich-
tungen aber nur schlecht auf schwerstbe-
hinderte und pflegebedürftige Menschen 
eingerichtet. Wie bereits erwähnt, galten 
und gelten für diese Einrichtungen nicht 
die baulichen Anforderungen des Pflege-
heimgesetzes (bzw des alten Spitalgeset-
zes). In vielen Heimen besteht daher ein 

•	 unterschiedliche Vorgehenswei-
sen im Bereich von Pflegeheimen 
und Menschen mit Behinderungen

•	 Prüfungszuständigkeit für Einrichtun-
gen der Kinder- und Jugendhilfe

•	 Meldepflicht bei Körperverlet-
zungen durch die Einrichtung

•	 sichere Medikamentenverwahrung
•	 gerechte Entlohnung von Menschen 

mit Behinderungen in Werkstätten

Prüfung von Einrichtungen für 
Menschen mit Behinderungen
5.4

Bei insgesamt sieben Prüfungsterminen 
wurden ein Wohnhäuser, fünf Werkstätten 
und eine Tagesbetreuungsstätte besucht. 

Fehlende gesetzliche Vorgaben
Das Pflegeheimgesetz (PHG), LGBl. Nr. 
16/2002 idgF, die Heimbauverordnung (HBV), 
LGBl. Nr. 129/2015 sowie ein Durchführungs-
erlass (IVa-305-01) regeln die bauliche Be-
schaffenheit von Pflegeheimen und halten 
Qualitätskriterien wie zB Mindestpersonal-
besetzung fest. Gemäß § 2 PHG gelten als 
Pflegeheime entgeltlich geführte statio-
näre Einrichtungen für "ältere" Menschen, 
die der Pflege bedürfen. Dazu gehören ne-
ben Pflegeheimen auch Pflegestationen 
in Altenwohnheimen und andere statio-
näre Pflegeeinrichtungen für Tages- und 
Nachtbetreuung. Die HBV gilt für Pflegehei-
me mit Ausnahme stationärer Pflegeein-
richtungen für Tages- oder Nachtbetreu-
ung. Die gesetzlichen Regelungen gelten 
jedoch nicht für Einrichtungen zur Betreu-
ung von Menschen mit Lern- oder Mehr-
fachbehinderungen. Anlässlich der Über-
prüfung einer Tagesbetreuungseinrichtung 
für Menschen mit Lern- und Mehrfachbe-
hinderungen wurde festgestellt, dass bei 
acht Tages- bzw. Nachtgästen die durch-
schnittliche Pflegestufe bei 6 nach BPGG 
lag. Nur aufgrund des Umstandes, dass die-
se Personen nicht „älter“ waren, sind auf 
diese Einrichtungen nicht die Bestimmun-
gen des PHG und der HBV anwendbar. Wä-
ren in den Tagesstätte „ältere“ Personen, 
würden das PHG sowie der Erlass, GZ IVa-
305-01, bzgl der Personalbesetzung gel-
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anzubringen und die Videoüberwachung 
der Datenschutzbehörde zu melden.

Gerechte Löhne 
Menschen in (Beschäftigungs-)Werkstät-
ten erhalten für ihre Arbeit meist nur ein 
„Therapieentgelt“ von wenigen Euro pro 
Tag. Diese Form der Entlohnung entspricht 
nicht den Bestimmungen der UN-BRK (Art 
27 und 28). Der Kommission des Landes-
volksanwaltes ist bekannt, dass für die-
ses Problem v.a. auch auf Bundesebene Lö-
sungsansätze zu erarbeiten sind. Seitens 
des Bundesbehindertenbeirates wurden 
zur Lösung dieser Probleme bereits zahl-
reiche Konzepte erarbeitet und den politi-
schen Entscheidungsgremien vorgelegt – 
jedoch bisher ohne Erfolg. Anzumerken ist, 
dass hierdurch Menschen, die am Arbeits-
markt einen geschützten Arbeitsplatz ha-
ben, nach Kollektivlohn bezahlt und so-
zialversichert sind. Sie haben auch einen 
eigenen Pensionsanspruch und sind im Al-
ter nicht auf Beihilfen wie Mindestsiche-
rung angewiesen. Es wird empfohlen, auch 
in Beschäftigungswerkstätten geschütz-
te Arbeitsplätze zu schaffen und diese Per-
sonen nach Kollektivvertrag zu entlohnen. 

Durchlässigkeit von Maßnahmen der 
Mindestsicherung und Integrationshilfe 
Menschen mit Mehrfachbehinderungen wer-
den fallweise auch in Pflegeheimen be-
treut. Pflegeheime sind für diese Menschen, 
die besondere tagesstrukturierende Ange-
bote benötigen, zum Teil nicht ausgerich-
tet. Oft fehlt auch die Erfahrung im Umgang 
mit mehrfach behinderten Menschen. In den 
vergangenen Jahren war es für diese Men-
schen möglich, in einem Pflegeheim betreut 
und untertags (zumindest fallweise) das An-
gebot von Beschäftigungswerkstätten, wie 
zB der Caritas und der Lebenshilfe nutzen zu 
können. Aufgrund einer restriktiven Haltung 
der Integrationshilfeabteilung besteht die-
se Möglichkeit nicht mehr (Verbot der Dop-
pelfinanzierung). Es wurde empfohlen, Men-
schen, die zur psychischen Stabilisierung 
tagesstrukturierende Beschäftigungsmög-
lichkeiten benötigen, den Besuch von Be-
schäftigungswerkstätten zu ermöglichen.

erheblicher Nachholbedarf, um diese bar-
rierefrei zu gestalten und an die gesetzli-
chen Vorgaben für einen modernen Pflege-
betrieb heranzuführen. Es wurde empfohlen, 
alle Einrichtungen barrierefrei umzubau-
en und insbesondere mit den Einrichtun-
gen zu beginnen, in denen pflegebedürfti-
ge Menschen betreut und gepflegt werden. 

Umgang mit Medikamenten
Bei der Überprüfung der Medikamenten-
verwahrung wurde festgestellt, dass die 
Bedarfsmedikamentation nicht spezifisch 
zugeordnet wurde. Außerdem waren verein-
zelte, im Gebrauch stehende Medikamen-
te nicht mehr zur sicheren Verwendung be-
stimmt (zum Teil waren bei Tropfen das 
Anbruchdatum nicht bekannt, obwohl nach 
Anbruch eine beschränkte Haltbarkeit be-
stand). In Einzelfällen waren Tropfen be-
reits abgelaufen. Es wurde empfohlen, die 
Bedarfsmedikamentation bewohnerspezi-
fisch zu lagern und auf die Lagerung in Sam-
meldepots zu verzichten. Außerdem wurde 
empfohlen, speziell bei Tropfen, die Ge-
binde mit den Anbruchs- und Ablaufda-
ten zu versehen, regelmäßig durch autori-
sierte Personen Kontrollen durchzuführen 
und bei Ablauf die Medikamente sachge-
recht zu entsorgen. Die geprüfte Einrich-
tung setzte die Maßnahmen sofort um.

Videoüberwachung - Datenschutz
In einem Wohnhaus für Menschen mit psy-
chischen Erkrankungen wurden Videoüber-
wachungsanlagen festgestellt. Kritisch 
angemerkt wurde, dass sämtliche in der Ein-
richtung befindliche Personen den Video-
überwachungen ausgesetzt waren, dass Vi-
deomaterial unbegrenzt gespeichert wurde, 
kein Hinweis auf die Videoüberwachung im 
Gebäude ersichtlich war, von keinem Be-
wohner eine schriftliche Einverständniser-
klärung zur Videoüberwachung oder Ver-
arbeitung der personenbezogenen Daten 
vorlag und die Videoüberwachung nicht 
der Datenschutzbehörde gemeldet wurde. 
Es wurde empfohlen, die Verhältnismäßig-
keit der Videoüberwachung zu überprüfen, 
die Daten nicht unbegrenzt zu speichern, 
einen Hinweis auf die Videoüberwachung 

Seite 35



die Erleichterungen des Erlasses, Zl. IVa-
305-01: „Um insbesondere für kleine Heime 
mehr Flexibilität für den Einsatz des geho-
benen Dienstes am Wochenende (Sams-
tag und Sonntag) sowie an den Feierta-
gen zu ermöglichen, können diese für eine 
Woche berechnet werden.“ auch für große 
Heime mit über 100 Betten gelten. In die-
sem Zusammenhang wurde von der Lan-
desregierung festgestellt, dass diese Be-
stimmung für alle Heime gilt. Dabei ist 
der Durchrechnungszeitraum von Mon-
tag bis Sonntag anzusetzen. Zudem wur-
de geklärt, dass bei der Berechnung des 
diplomierten Pflegepersonals des Tag-
dienstes der Nachtdienst, der durch diplo-
miertes Pflegepersonal geleistet wird, je-
doch nicht mitzuzählen ist. Der Nachtdienst 
ist wach bzw. nicht schlafend zu verrichten. 

Umgang mit Medikamenten
Anlässlich der Prüfung eines großen Heimes 
wurden mehrere Mängel der Medikamen-
tengebahrung festgestellt. Die stichpro-
benartige Überprüfung von Medikamenten 
(Tropfen) ergab, dass kein Anbruch- bzw. Ab-
laufdatum vermerkt war, obwohl nach An-
bruch eine verkürzte Haltbarkeit besteht. 
Weiters wurde festgestellt, dass die erfor-
derlichen Temperaturüberwachungspro-
tokolle bei kühlpflichtigen Medikamenten 
lückenhaft waren. Zudem gab es Mängel 
in der Medikamentenverwahrung: Sucht-
giftmittel wurden zwar in versperrbaren 
Schränken gelagert, der Schlüssel zum ver-
sperrten Schrank wurde jedoch in eine frei 
zugängliche Schublade gelegt. In einem 
Stockwerk wurden die Suchtmittel in ei-
nem nicht versperrbaren Schrank gelagert. 
Teilweise wurden – entgegen den gesetz-
lichen Bestimmungen – Suchtmittelpflas-
ter in einem Wochendispenser frei zugäng-
lich gelagert. Weiters wurde festgestellt, 
dass Medikamente in Räumen gelagert wer-
den, die zwar absperrbar sind, aber alle Be-
dienstete des Heimes, von der Pflegelei-
tung bis zum Zivildiener, Zutritt zu diesem 
Raum haben. Die Vorarlberger Heimbau-
verordnung (LGBl Nr. 29/2003) hielt zur Me-
dikamentenverwahrung in § 6 Abs 3 Fol-
gendes fest: „In Pflegestützpunkten muss 

Prüfung von Alters- 
und Pflegeheimen 
5.5

Insgesamt wurden drei Pflegeheime besucht.

Berechnung der Mindest-
personalbesetzung
Die Vorarlberger Landesregierung hat mit 
Durchführungserlass vom 22.12.2009, Zl. IVa- 
305-01, zuletzt geändert am 10.10.2014, die 
personellen Anforderungen (DKI-Schlüs-
sel) geregelt. Schon bei den Überprüfun-
gen von 2013 bis 2015 wurden Abweichun-
gen vom DKI-Schlüssel festgestellt. Zudem 
wurde festgehalten, dass die Einhaltung des 
DKI-Schlüssels für kleine Einrichtungen in der 
vorgeschriebenen Form nicht möglich und 
Abweichungen von der Aufsichtsbehörde to-
leriert werden. Die Kommission stellte in ei-
nem großen Pflegeheim eine Unterschreitung 
der gesetzlichen Vorgaben fest. Gleichzei-
tig waren Dokumentations- und Pflegepla-
nungsmängel vorhanden. Zusätzlich kam es 
in diesem Heim zu Sturzereignissen (man-
gelnder Sturzprävention) und bei drei Patien-
ten zu großflächigen Dekubiti. Ein Zusammen-
hang zwischen personeller Unterbesetzung 
und den mangelhaften Pflegeergebnissen 
war aus Sicht der Kommission des Landes-
volksanwaltes gegeben. Aufgrund der festge-
stellten Mängel erfolgte auch eine Meldung 
an die Bezirkshauptmannschaft als Aufsichts-
behörde sowie an die Vorarlberger Landes-
regierung. Kurz darauf fand im Amt der Vor-
arlberger Landesregierung unter Leitung der 
zuständigen Landesrätin eine Besprechung 
mit dem Träger der Organisation, auf Grund-
lage einer inzwischen von der Bezirkshaupt-
mannschaft durchgeführten weiteren Prü-
fung, statt. Schwerpunkte der Besprechung 
waren neben der Mindestpersonalbeset-
zung auch Fragen der Medikamentenver-
wahrung, Medikamentenverabreichung, der 
standardisierten Vorgangsweise und Ein-
haltung interner Standards sowie monatli-
che Gewichtsmessungen samt Anzeigepflicht 
von Körperverletzungen gemäß § 7 GuKG.

Geltungsbereich von Erleichterungen
Bezüglich der Berechnung des Personal-
schlüssels wurde die Frage erörtert, ob 
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behauptung der Pflegeeinrichtung, da 
gleichzeitig bei der Personalbesetzung 
festgestellt wurde, dass in manchen Stock-
werken dieser Einrichtung keine diplo-
mierte Fachkraft im Dienst eingeteilt war. 

Anzeigepflicht von Körperverletzungen
Im Rahmen einer Prüfung musste festge-
stellt werden, dass mehrere Bewohner eini-
ge Zentimeter große und zum Teil tiefgrei-
fende Dekubiti hatten, welche teilweise im 
Krankenhaus versorgt werden mussten. Eine 
sachgerechte Dekubitusprävention konn-
te nicht vorgelegt werden. Ein anderer, voll-
kommen inmobiler Bewohner, zog sich im 
Rahmen von Pflegehandlungen einen Ober-
schenkelhalsbruch zu, weil er aus dem Pati-
entenlifter rutschte. Bei einer weiteren Per-
son wurde festgestellt, dass sie mehrfach 
zu Sturz kam, wobei zwei mit einem Kno-
chenbruch endeten. Trotz bekannter Vor-
geschichte mit Sturzgefährdung war in der 
Dokumentation keine Sturzprophylaxe an-
geführt. In diesem Zusammenhang stellte 
die Kommission eine Verletzung der Anzei-
gepflicht dieser schweren Körperverletzun-
gen gegenüber den Strafverfolgungsbehör-
den fest. Inzwischen kam auch eine von der 
Landesregierung eingerichtete Arbeitsgrup-
pe zum Ergebnis, dass bei schweren Körper-
verletzungen – neben einer heiminternen 
Meldepflicht – eine Anzeigepflicht gegen-
über den Strafverfolgungsbehörden be-
steht. Eine Anzeigepflicht besteht zB, wenn 
der Verdacht auf eine Körperverletzung mit 
einer Krankenstandsdauer von über 24 Ta-
gen (schwere Körperverletzung gemäß 
Strafgesetzbuch) besteht, welche im Rah-
men einer pflegerischen Handlung vorsätz-
lich oder fahrlässig durch aktives Tun oder 
Unterlassen entstanden ist (daher hätten 
auch die Dekubiti angezeigt werden müs-
sen). Dieses Ergebnis soll in einem Leitfaden 
zum Thema „Umgang mit Gewalt“ einfließen.

Brandschutz
Bei der Überprüfung eines kleinen Pflege-
heimes wurde festgestellt, dass die Haupt- 
eingangstüre und die Hintertüre, die als 
Notausgang dienten, in der Nacht ab ca. 
20:00 Uhr und fallweise auch untertags, 

Raum für die Errichtung eines Medikamen-
tenkühlschrankes, eines versperrbaren Me-
dikamentenschrankes […] sein“. Mit der No-
velle der Heimbauverordnung im Jahre 2015 
wurde die Bestimmung geändert, sodass sie 
nun lautet: „In Diensträumen für Pflegekräf-
te muss Raum für die Einrichtung der auf 
den gesetzlichen Grundlagen vorgeschrie-
benen Medikamentenorganisation […] sein“.

In diesem Zusammenhang wurde da-
her empfohlen, die gesetzlichen Grund-
lagen für die Medikamentenver-
wahrung neu und klar zu regeln. 

Aus Sicht der Kommission ist die versperrte 
Lagerung notwendig, und zwar in der Form, 
dass nur wenig befugte Personen einen Zu-
gang haben. In Pflegeheimen werden auch 
Schlaf- und Schmerzmittel sowie Psycho-
pharmaka verwahrt. Die unversperrte La-
gerung dieser Medikamente erhöht die Ge-
fahr eines Suchtmittelmissbrauches durch 
Angestellte, was auch zu einer unmittelba-
ren Gefährdung der Bewohner führen wür-
de. Zudem besteht die Gefahr, dass ver-
wirrte Bewohner ein offenes Dienstzimmer 
betreten, unversperrte Medikamente ein-
nehmen und sich dadurch selbst schädigen. 
Im Rahmen der Überprüfung der Pflegedo-
kumentation wurden besonders schwer-
wiegende Mängel bei der Verabreichung 
von Medikamenten festgestellt. Suchtmit-
tel und Infusionen wurden durch Pflege-
helfer bzw. Diplomfachsozialbetreuer ver-
abreicht und nicht – wie gesetzlich im § 84 
GuKG vorgesehen – von bzw. unter Aufsicht 
von Angehörigen des gehobenen Diens-
tes für Gesundheits- und Krankenpflege.
Auch die nachprüfende Kontrolle durch 
die Bezirkshauptmannschaft ergab, dass 
Durchführungsnachweise zu Medikamen-
tenapplikationen nicht von dafür qualifi-
ziertem Personal abgezeichnet wurden.
Der Träger des Pflegeheimes gab dazu an, 
dass die Medikamentenapplikationen le-
diglich vom Pflegeassistenten dokumen-
tiert wurden, die Applikationen selbst 
durch den gehobenen Dienst vorgenom-
men wurden. Aus Sicht der Kommission han-
delt es sich hier jedoch um eine Schutz-
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wurden vom Pflegeheim unmittelbar um-
gesetzt, was von einem brandschutztechni-
schen Sachverständigen bestätigt wurde. 

Freiheitsbeschränkende Maßnahmen
Aufgrund von versperrten Türen in ei-
nem Pflegeheim und in dessen Außen-
bereich erfolgte eine Meldung durch die 
Kommission an die Bewohnervertretung. 
Die von der Bewohnervertretung einge-
leitete gerichtliche Überprüfung ergab, 
dass verschlossene Haus- und Garten-
türen unzulässig sind. Die Beschränkun-
gen wurden von der Einrichtung beseitigt.

	Prüfungen von Einrichtungen 
der Kinder- und Jugendhilfe
5.6

Im Oktober 2016 wurde eine große Ein-
richtung der Kinder- und Jugendhilfe und 
im Dezember 2016 ein Haus zur Unterbrin-
gung von unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlingen (UMF) geprüft. Die Prüfungs-
berichte wurden Anfang 2017 übermittelt 
und anschließend besprochen. Die Emp-
fehlungen der Kommission betrafen vor 
allem Bildungsmaßnahmen (zB Pflicht-
schulabschluss) für Asyl- und Bleibebe-
rechtigte, Ausbildung der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter sowie den Kinderschutz.

mit einem Schlüssel versperrt wurden. Ein 
elektronischer Türöffner war für Rollstuhl-
fahrer nicht erreichbar. Im Brandfall besteht 
(durch Stromausfall) zudem die Gefahr, dass 
der Türöffner nicht funktioniert. Die Gar-
tentore im anschließenden Garten waren 
mit sogenannten Trickschlössern versehen, 
die von Menschen mit Behinderungen nicht 
leicht zu öffnen sind. Grund für diese Maß-
nahme war das Weglaufen eines Bewoh-
ners. Aus Sicht der Kommission bestand in 
einem Brandfall aufgrund dieser baulichen 
Barrieren ein erhebliches Gesundheits-
risiko für die Bewohner. Daher wurde be-
reits wenige Tage nach der Begehung eine 
Sachverhaltsdarstellung an die Gemeinde 
als Heimträger, an die zuständige Bezirks-
hauptmannschaft sowie an die Landesregie-
rung gesandt. Bereits zehn Tage später fand 
eine brandschutztechnische Überprüfung 
durch die Brandverhütungsstelle Vorarl-
berg statt. Festgestellt wurde, dass zwar die 
brandschutztechnischen Auflagen des Be-
scheides der Bezirkshauptmannschaft aus 
dem Jahre 2009 erfüllt waren. Gleichzeitig 
wurden jedoch zahlreiche Verbesserungs-
maßnahmen vorgeschlagen, damit Bewoh-
ner, Personal und Besucher das Gebäude im 
Brandfall ungehindert über die (Not-)Aus-
gänge verlassen können. Die Maßnahmen

Präventive Menschenrechtskontrolle

	Gesetzliche Grundlagen 
6.1

Der Vorarlberger Monitoringausschuss (VMA) 
ist ein unabhängiger Ausschuss. Der VMA 
überwacht, ob Vorarlberg die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen, vor allem die 
Forderungen der UN-Konvention, einhält. 
Im Monitoringausschuss arbeiten acht Mit-
glieder, die für drei Jahre bestellt werden. 

Die Mitglieder sind 
•	 der LVA als Vorsitzender,
•	 fünf Vertreterinnen oder Vertreter 

von Menschen mit Behinderungen,
•	 eine Person aus dem Be-

reich Menschenrechte,
•	 eine Person aus dem Bereich Wis-

senschaft und Bildung.
•	 außerdem gibt es für jedes Mit-

glied ein Ersatzmitglied

Der VMA macht öffentliche Sitzungen, zu 
denen alle interessierten Menschen kom-
men können. Es finden auch Sitzungen 
statt, bei denen nur Mitglieder des Monito-
ringausschusses dabei sind. Bei diesen Sit-
zungen wird bestimmt, worüber bei den öf-
fentlichen Sitzungen gesprochen wird. 
Der VMA nimmt Stellung zu Gesetzen und 
Verordnungen, die mit der UN-Konventi-
on zu tun haben. Er macht darauf aufmerk-
sam, welche Forderungen der UN-Konventi-
on in Vorarlberg nicht eingehalten werden.

Tätigkeit des Vorarlberger 
Monitoringausschusses 2017
6.2

Öffentliche Sitzung des VMA über 
Barrierefreiheit im öffentlichen Raum
Der VMA hielt am 31.05.2017 seine zwei-
te öffentliche Sitzung zum Thema „Bar-
rierefreiheit im öffentlichen Raum“ ab. 
Wie schon 2016 nahmen ca. 170 Perso-
nen teil. Am Beginn der Sitzung erzähl-
ten Menschen mit Sehbeeinträchtigungen, 
Hörbeeinträchtigungen, Lernschwierig-
keiten und mit körperlichen Behinde-
rungen von ihren Erfahrungen im All-
tag – darüber, was sie behindert und 
was besser gemacht werden soll.

Vorarlberger
Monitoringausschuss
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•	 Im Bereich von Arztpraxen, Kran-
kenhäusern sowie Ämtern und Be-
hörden werden Anzeigetafeln 
für das Aufrufen gewünscht. 

•	 Im öffentlichen Nahverkehr werden 
mehr visuelle Hinweise gefordert. 

•	 Bezüglich der kulturellen Teilnahme wird 
v.a. im Hinblick auf die ORF-Sendungen 
gefordert, dass diese untertitelt wer-
den. Schon gekürzte textliche Zusam-
menfassungen wären eine große Hilfe. 

•	 Menschen mit Tinnitusproblemen ma-
chen darauf aufmerksam, dass die 
gleichzeitige Aussendung von Musik-
untermalung und Sprachtext sowie Si-
multanübersetzung und Originaltext 
ein großes Hörhindernis darstellen. 

Arbeitsgruppe „Sinnesbehinderung Sehen“

•	 Von Menschen mit Sehbehinderungen 
werden bauliche Maßnahmen wie taktile 
Leitsysteme im öffentlichen Raum (Bus-
haltestellen) sowie in Gebäuden gefor-
dert. Visuelle Leitsysteme sollten star-

In vier Arbeitsgruppen wurden anschließend 
von allen Teilnehmern Probleme beschrie-
ben und Lösungsmöglichkeiten formuliert: 

Arbeitsgruppe „Sinnesbehinderung Hören“

•	 Im Bereich Schule und Bildung fehlt 
eine bilinguale Erziehung. Gefor-
dert werden ausreichend Gebärden-
dolmetscherInnen in den Schulen, da-
mit gehörlose Kinder ein höheres 
Bildungsniveau erreichen können und 
bessere Berufschancen haben.

•	 Im Bereich Arbeitssuche werden gehör-
lose Personen derzeit von hörenden Per-
sonen beraten, die die Fähigkeiten oft 
nicht richtig einschätzen können. Hö-
rende sollten nicht darüber entschei-
den, was gehörlose Personen tun können 
oder nicht. Daher wird ein Jobcoaching 
durch gehörlose Personen nach dem 
Vorbild von WIFAG in Wien gefordert. 

•	 Insgesamt sollten mehr Gebärdendol- 
	 metscherInnen verfügbar und deren 
	 Anforderung unbürokratischer sein.

Vorarlberger Monitoringausschuss

Die gesamte Stellungnahme – auch in ei-
ner Leichter-Lesen-Version – ist auf der 
Website des Landesvolksanwaltes ab-
rufbar unter http://www.landesvolks-
anwalt.at/2-oeffentliche-sitzung/ 

Aktionsplan zur Umsetzung der UN-BRK
Im Bundesland Vorarlberg gibt es noch 
keinen Aktionsplan zur Umsetzung der 
UN-BRK. Gerade um die zahlreichen For-
derungen der öffentlichen Sitzung „Barrie-
refreiheit im öffentlichen Raum“ umzuset-
zen, wurde darauf hingewiesen, dass ein 
solcher Aktionsplan in Vorarlberg fehlt. 
Von der Landesregierung wur-
de in Aussicht gestellt, mit der Aus-
arbeitung 2018 zu beginnen.

Zusammenarbeit mit dem Sozialfonds 
In Vorarlberg werden die wichtigsten Ent-
scheidungen zur Mindestsicherung und der 
Integrationshilfe vom Kuratorium des So-
zialfonds getroffen, dem Vertreter der Lan-
desregierung und Gemeinden angehören. 
Weiters gehören diesem Gremium auch Ver-
treter von großen Sozialeinrichtungen mit 
beratender Stimme an. Menschen mit Behin-
derungen sind in diesem Gremium nicht ver-
treten. Daher hat sich der VMA nach der öf-
fentlichen Sitzung an die Landesregierung 
gewandt. In diesem Dialog wurde dem VMA 
von der Landesregierung zugesichert, Men-
schen mit Behinderungen in Zukunft in Ar-
beitsgruppen zur Erarbeitung von Konzep-
ten – bevor sie dem Sozialfonds vorgelegt 
werden – aktiv zu beteiligen. Dem VMA soll 
damit die Möglichkeit eingeräumt wer-
den, vor Beschlussfassung durch das Ku-
ratorium des Sozialfonds zeitgerecht eine 
fundierte Stellungnahme abzugeben.

Stellungnahmen
6.3

Persönliche Assistenz
für erwachsene Menschen 
Die erste öffentliche Sitzung des VMA fand 
am 25.05.2016 zum Thema „Persönliche As-
sistenz“ statt. Circa 170 Personen nahmen an 
der Veranstaltung teil. Im Herbst 2016 wur-
de der Vorarlberger Landesregierung eine 
Stellungnahme zum Konzept „Persönliche 

ke Kontrastunterschiede haben, damit 
sie gut wahrgenommen werden können. 

•	 Im öffentlichen Nahverkehr sollte da-
rauf geachtet werden, dass sprachli-
che Durchsagen überall möglich sind 
und auch tatsächlich gemacht werden.

•	 Im Gastrobereich wünscht man sich 
Speisekarten mit Perlschrift. 

•	 Im Handel werden Einkaufshelfer gefordert. 
•	 Positiv bewertet wurde, dass Be-

gleitpersonen in öffentlichen Ver-
kehrsmitteln gratis mitfahren dür-
fen und die Bezahlung der Tickets 
im Zug ohne Aufpreis möglich ist. 

Arbeitsgruppe „Menschen mit kör-
perlicher Beeinträchtigung“

•	 Für Menschen mit körperlichen Be-
einträchtigungen steht die Barriere-
freiheit von öffentlichen Gebäuden 
und Wohngebäuden im Mittelpunkt.

•	 Schon bei der Planung sollten Men-
schen mit körperlichen Beeinträchti-
gungen (und Sinnesbehinderungen) ein-
bezogen werden, damit Betroffene als 
ExpertInnen in eigener Sache auf Pla-
nungsfehler hinweisen können. 

•	 Besonders kritisiert wird, dass in Wohn-
gebäuden erst ab dem 3. OG eine 
Liftanlage vorgeschrieben ist. 

Arbeitsgruppe: „Menschen mit 
Lernschwierigkeiten“

•	 Für Menschen mit Lernschwierigkeiten 
ist Leichte Sprache bei Ämtern und Be-
hörden, Krankenhäusern, Ärzten, öffent-
lichen Verkehrsmitteln etc. wichtig.

•	 Öffentliche Orte sollten übersicht-
lich und einfach gestaltet werden. 

•	 Generell sollten alle Menschen geschult 
und sensibilisiert werden, um Menschen 
mit Lernschwierigkeiten zu unterstützen. 
Wichtig sind einfache Erklärungen und vor 
allem, dass Menschen genügend Zeit be-
kommen, ihre eigenen Entscheidungen zu 
treffen. Die Schulung und Sensibilisierung 
von allen Menschen für die Bedürfnisse 
mit Behinderungen ist auch die wichtigs-
te Forderung der UN-BRK (Artikel 4 und 8). 
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nommen werden kann. Persönliche Assis-
tenz für Haushaltsführung wie Reinigung 
des Wohnbereiches, Wäsche, Pflege und Ko-
chen usw. ist nicht vorgesehen. Auch gibt 
es keine Persönliche Assistenz für Pflege.

In anderen Bundesländern wie zB Oberös-
terreich wird Persönliche Assistenz als um-
fassende Hilfe und Unterstützung bei der 
Grundversorgung (An- und Auskleiden, Kör-
perpflege), bei hauswirtschaftlichen Tätig-
keiten (Einkaufen, Kochen, Reinigungsarbei-
ten), bei der Mobilität (Behörden-, Arzt- und 
Therapiebesuche, Arbeit oder Studium), für 
Freizeitgestaltung und bei der Kommuni-
kation (für Menschen mit Kommunikations-
problemen durch Sprach- und/oder Sin-
nesbeeinträchtigungen) verstanden.

Der VMA möchte auch in Vorarlberg ein 
solch umfassendes Angebot für Persönli-
che Assistenz. Nicht nur für Menschen mit 
Lernschwierigkeiten und anderen kognitiven 
Beeinträchtigungen ist es sehr schwierig, 
unterschiedliche Assistenz-Systeme zu ver-
binden und den Überblick über Dienstleis-
tungen, Kosten und Zuschüsse zu bewah-
ren. Ein "One-Stop Prinzip" wäre gerade bei 
Persönlicher Assistenz besonders wichtig.

Verständliche Sprache bei Leistungen 
der Integrationshilfe (Behindertenhilfe)
Im Jänner 2017 wurde vom Landtag der Be-
schluss gefasst, die Landesregierung zu er-
suchen, das Bewilligungsverfahren von Leis-
tungen der Integrationshilfe im Hinblick auf 
„Verständliche Sprache“ zu untersuchen.

Vom Vorarlberger Monitoringausschuss wur-
de in einer Stellungnahme dazu gefordert:

•	 Derzeit ist das Chancengesetz und die 
Integrationshilfeverordnung in Leichte 
Sprache übersetzt. Der wichtige Anhang, 
der regelt, welche Leistungen in welcher 
Höhe gefördert werden, ist nicht über-
setzt. Der VMA fordert auch die Überset-
zung des Anhanges in Leichte Sprache.

•	 Bei wichtigen Maßnahmen soll immer 
eine Besprechung mit allen Beteilig-
ten (Helfer-konferenzen) stattfinden. Bei 

Assistenz für erwachsene Menschen“ über-
mittelt. Die Pläne zur Umsetzung der Per-
sönlichen Assistenz wurden sehr begrüßt. 

Angeregt wurde, dass 
•	 Persönliche Assistenz grundsätzlich für 

alle Menschen mit Behinderungen, egal 
welchen Alters, zur Verfügung steht, 

•	 die Leistungsbegrenzungen von acht 
Stunden täglich aufgehoben werden, 

•	 wahlweise zum Gutscheinmodell per-
sönliches Budget eingeführt wird, 

•	 Familienangehörige unter den glei-
chen Bedingungen wie AssistentIn-
nen angestellt werden können, 

•	 die Wahlmöglichkeit zwischen einer fes-
ten Anstellung (nach dem allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetz) oder einer 
Anstellung auf Basis von Werkverträ-
gen (neue Selbstständigkeit) besteht. 

Kritisiert wurde, dass ein Verein ohne 
öffentliche Ausschreibung beauf-
tragt wurde, Persönliche Assistenz um-
zusetzen, obwohl noch kein ferti-
ges Konzept des Landes vorliegt. 

Im Juni 2017 wurde ein völlig neues Pro-
gramm der Vorarlberger Landesregierung 
vorgestellt und im Kuratorium des Sozial-
fonds beschlossen, ohne dass der VMA da-
rüber eine Stellungnahme abgeben konnte. 
Dieses Vorgehen wird auch den berechtigten 
Forderungen der Selbstbestimmt-Leben-Be-
wegung „Nichts über uns ohne uns!“ nicht 
gerecht. Entgegen allen Erwartungen und 
vorher geführten Diskussionen wurden die 
Einsatzmöglichkeiten von Persönliche Assis-
tenz gekürzt. Statt wie angekündigt für acht 
Stunden kann persönliche Assistenz nur für 
maximal drei Stunden angefordert werden.
Weiterhin ist persönliche Assistenz auf Men-
schen mit Körperbehinderungen oder Men-
schen mit Lernschwierigkeiten begrenzt. 
Personen mit Sinnesbeeinträchtigungen ha-
ben keinen Anspruch auf Persönliche As-
sistenz. Besonders kritisiert wurde auch, 
dass Persönliche Assistenz nur für Ver-
anstaltungsbesuche, sportliche Aktivitä-
ten, Freizeit und Urlaub sowie Aufgaben im 
Rahmen der Elternschaft in Anspruch ge-

Vorarlberger Monitoringausschuss

ches Budget“ in den Bundesländern. Disku-
tiert wurden auch die „Focal Points“ (Infor-
mationsstellen zur Umsetzung der UN-BRK) 
in den Bundesländern sowie die weite-
re Zusammenarbeit der Monitoringstellen. 
Am 28.08.2017 fand in Salzburg ein Vernet-
zungstreffen der Monitoringausschüsse be-
züglich der Staatenprüfung zur Umsetzung 
der UN-BRK statt. Hintergrund dieses Tref-
fens ist, dass die Vertragsstaaten alle fünf 
Jahre einer sogenannten „Staatenprüfung“ 
unterzogen werden. Dabei müssen die Staa-
ten berichten, was sie zur Umsetzung der 
UN-BRK beigetragen haben. In diesem Staa-
tenprüfungsprozess werden auch Berichte 
der Monitoringmechanismen sowie der Zi-
vilgesellschaft vorgelegt. Die Monitoring-
mechanismen in Österreich einigten sich 
auf einen gemeinsamen Bericht des Bun-
desmonitoringausschusses mit den Moni-
toringausschüssen der Bundesländer und 
legten die Eckpunkte des Berichtes fest.

Helferkonferenzen sollen Protokolle in 
leichter Sprache angefertigt werden.

•	 Es soll eine Stelle geschaffen wer-
den, die hilft, Anträge auszufüllen 
und Bewilligungsschreiben erklärt.

•	 Anträge, Informationen und Bewil-
ligungsschreiben sollen in leich-
ter Sprache verfasst sein.

•	 Bewilligungsschreiben sollen ei-
nen Hinweis enthalten, dass man sich 
beim Patientenanwalt oder Landes-
volksanwalt beschweren kann.

	Zusammenarbeit mit 
vergleichbaren Einrichtungen
6.4

Am 17.05.2017 fand ein Treffen der Län-
der-Monitoringausschüsse in Wien statt 
(siehe auch Punkt 4. Tätigkeit als Antidiskri-
minierungsstelle). Im Mittelpunkt dieser Ge-
spräche stand ein Austausch zu den Themen 
„Persönliche Assistenz“ sowie „Persönli-
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Abkürzungen

AbgVG	 Abgabenverfahrensgesetz
ABGB	 Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch
Abs	 Absatz
ADG	 Antidiskriminierungsgesetz
aMP	 amtswegige Missstandsprüfung (AZ)
AnGe	 Anregungen zur Gesetzgebung (AZ)
AnVe	 Anregungen zur Verwaltung (AZ)
Art	 Artikel
ASVG	 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz
AuBe	 Auskunft und Beratung (AZ)
AVG	 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz
AZ	 Aktenzeichen 
BauG	 Baugesetz
BGBl	 Bundesgesetzblatt 
BGStG	 Behindertengleichstellungsgesetz
BH	 Bezirkshauptmannschaft 
bMP	 beantragte Missstandsprüfung (AZ)
B-VG	 Bundesverfassungsgesetz
CRPD	 UN-Behindertenrechtskonvention
EO	 Empfehlungen an oberste Organe (AZ)
EOI	 Europäisches Ombudsmann Institut (Innsbruck)
EuGH	 Europäischer Gerichtshof
GG	 Gemeindegesetz
GV	 Gemeindevertretung
GVG	 Grundverkehrsgesetz
GV-LK	 Grundverkehrslandeskommission
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idF	 in der Fassung
idgF	 in der geltenden Fassung
iVm	 in Verbindung mit
KanalG	 Kanalisationsgesetz
LGBl	 Landesgesetzblatt
LH 	 Landeshauptmann 
lit	 litera (Buchstabe)
LR	 Landesrätin oder Landesrat 
LReg 	 Landesregierung
LV	 (Vorarlberger) Landesverfassung 
LVA	 Landesvolksanwalt/Landesvolksanwältin
LVA-G	 Gesetz über den Landesvolksanwalt 
LVwG	 Landesverwaltungsgericht
VMA	 Vorarlberger Monitoringausschuss
MSG	 Mindestsicherungsgesetz
OPCAT	 Fakultativprotokoll zum Übereinkommen gegen Folter und andere
	 grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung
PA	 Patientenanwalt, Patientenangelegenheiten (AZ) 
RA	 Ratschlag an die Allgemeinheit (AZ)
RPG	 Raumplanungsgesetz 
StrG	 (Vorarlberger) Straßengesetz
StVO	 Straßenverkehrsordnung
UN-BRK	 UN-Behindertenrechtskonvention 
VA	 Volksanwaltschaft (des Bundes in Wien)
VfGH	 Verfassungsgerichtshof
VO	 Verordnung
VP	 Verordnungsprüfung (AZ)
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